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Synopse zur Neufassung der Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen des Friedhofes Havixbeck 

Gegenüberstellung der geltenden Friedhofssatzung (Lesefassung, Stand 01.10.2015) und des Entwurfs der Neufassung nach Beratung der Friedhofskommission vom 25.06.2026. 
Die Texte sind aus den Ausgangsdokumenten übernommen. Rein orthographische Anpassungen und geschlechtergerechte Umformulierungen sind in der Spalte „Anmerkungen“ nur dort ausgewiesen, 
wo sie über eine redaktionelle Änderung hinausgehen. 

§ Bisherige Fassung (Stand 01.10.2015) Neufassung (Entwurf nach Beratung der Friedhofskommission, 
25.06.2026) 

Anmerkungen 

§ 1 § 1  Geltungsbereich 
Der an der Schulstraße gelegene, im Eigentum der Kath. 
Kirchengemeinde (alter Friedhofsteil) und der Politischen Gemeinde 
Havixbeck (neuer Friedhofsteil, gelegen zwischen dem 
Schulgrundstück und der Pater-Hardt-Straße) befindliche Friedhof 
ist der öffentlichen Benutzung gewidmet. Nutzung und Verwaltung 
des Friedhofs hat die Eigentümerin durch Vertrag vom 30.01.1974 
unter Zustimmung zur Widmung als Kommunalfriedhof der 
Gemeinde Havixbeck übertragen. 

§ 1  Geltungsbereich 
Der an der Schulstraße gelegene, im Eigentum der Kath. 
Kirchengemeinde (alter Friedhofsteil) und der politischen Gemeinde 
Havixbeck (neuer Friedhofsteil, gelegen zwischen dem 
Schulgrundstück und der Pater-Hardt-Straße sowie die Fläche 
westlich der Grundstücke Am Habichtsbach 52 - 56) befindliche 
Friedhof ist der öffentlichen Benutzung gewidmet. Nutzung und 
Verwaltung des alten Friedhofsteils hat die Kath. Kirchengemeinde 
durch Vertrag vom 30.01.1974 unter Zustimmung zur Widmung als 
Kommunalfriedhof der Gemeinde Havixbeck übertragen. 

Geltungsbereich erweitert um die Fläche westlich der 
Grundstücke Am Habichtsbach 52–56. 
Klarstellung, dass sich der Vertrag vom 30.01.1974 nur auf den 
alten Friedhofsteil bezieht und die Kath. Kirchengemeinde 
Übertragende ist. 

§ 2 § 2  Friedhofszweck 
(1) Der Friedhof ist eine nichtrechtsfähige Anstalt der Gemeinde. 
(2) Der Friedhof dient der Bestattung der Toten (Leichen, Tot- und 
Fehlgeburten), die bzw. deren Eltern bei ihrem Ableben Einwohner 
der Gemeinde Havixbeck waren oder ein Recht auf Beisetzung in 
einer bestimmten Grabstätte besaßen. Darüber hinaus dient der 
Friedhof auch der Bestattung der aus Schwangerschaftsabbrüchen 
stammenden Leibesfrüchte, falls die Eltern Einwohner der 
Gemeinde Havixbeck sind. Die Bestattung anderer Personen bedarf 
einer Ausnahmegenehmigung der Friedhofsverwaltung. 
(3) Der Friedhof erfüllt aufgrund seiner gärtnerischen Gestaltung 
auch allgemeine Grünflächenfunktionen. Deshalb hat jeder das 
Recht, den Friedhof als Ort der Ruhe und Besinnung zum Zwecke 
einer der Würde des Ortes entsprechenden Erholung aufzusuchen. 

§ 2  Friedhofszweck 
(1) Der Friedhof ist eine nichtrechtsfähige Anstalt der Gemeinde. 
(2) Der Friedhof dient der Bestattung der Toten (Leichen, Tot- und 
Fehlgeburten), die bzw. deren Eltern bei ihrem Ableben Einwohner 
der Gemeinde Havixbeck waren oder ein Recht auf Beisetzung in 
einer bestimmten Grabstätte besaßen. Darüber hinaus dient der 
Friedhof auch der Bestattung der aus Schwangerschaftsabbrüchen 
stammenden Leibesfrüchte, falls die Eltern Einwohner der 
Gemeinde Havixbeck sind. Die Bestattung anderer Personen bedarf 
der Zustimmung der Friedhofsverwaltung, die im Rahmen der 
Belegungskapazitäten erteilt wird 
(3) Der Friedhof erfüllt aufgrund seiner gärtnerischen Gestaltung 
auch allgemeine Grünflächenfunktionen. Deshalb hat jeder das 
Recht, den Friedhof als Ort der Ruhe und Besinnung zum Zwecke 
einer der Würde des Ortes entsprechenden Erholung aufzusuchen. 

Abs. 2 Satz 3: Bestattung auswärtiger Personen bedarf künftig 
der Zustimmung der Friedhofsverwaltung, die im Rahmen der 
Belegungskapazitäten erteilt wird (bisher: 
Ausnahmegenehmigung ohne Kapazitätsvorbehalt). 
Prüfhinweis: Der Satz schließt ohne Satzzeichen. 

§ 3 § 3  Schließung und Entwidmung 
(1) Friedhof und Friedhofsteile können für weitere Bestattungen 
gesperrt (Schließung) oder einer anderen Verwendung zugeführt 
werden (Entwidmung). 
(2) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer 
Bestattungen ausgeschlossen. Soweit durch Schließung das Recht 
auf weitere Bestattungen in 
Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten erlischt, wird dem 
Nutzungsberechtigten für die restliche Nutzungszeit bei Eintritt 

§ 3  Schließung und Entwidmung 
(1) Friedhof und Friedhofsteile können für weitere Bestattungen 
gesperrt (Schließung) oder einer anderen Verwendung zugeführt 
werden (Entwidmung). 
(2) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer 
Bestattungen ausgeschlossen. Soweit durch Schließung das Recht 
auf weitere Bestattungen in 
Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten erlischt, wird den 
Nutzungsberechtigten für die restliche Nutzungszeit bei Eintritt 

Redaktionell; geschlechtergerechte Formulierung. Inhaltlich 
unverändert. 
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§ Bisherige Fassung (Stand 01.10.2015) Neufassung (Entwurf nach Beratung der Friedhofskommission, 
25.06.2026) 

Anmerkungen 

eines weiteren Bestattungsfalles auf Antrag eine andere 
Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte zur Verfügung gestellt. 
Außerdem kann er die Umbettung bereits bestatteter Leichen 
verlangen. 
(3) Durch die Entwidmung geht die Eigenschaft des Friedhofs als 
Ruhestätte der Toten verloren. Die Bestatteten werden, falls die 
Ruhezeit (bei Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten) bzw. die 
Nutzungszeit (bei Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten) noch 
nicht abgelaufen ist, auf Kosten der Gemeinde in andere 
Grabstätten umgebettet. 
(3a) Nach der Schließung soll der Friedhof so erhalten bleiben, wie 
es dem Charakter und der Pietät einer christlichen Begräbnisstätte 
entspricht. Nach der Entwidmung darf der Friedhof in eine 
Grünanlage umgewandelt werden. Das Friedhofskreuz muss in 
jedem Fall erhalten bleiben. Eine Bebauung des Grundstückes ist 
nicht zulässig. 
(4) Schließung oder Entwidmung werden öffentlich bekannt 
gegeben. Der Nutzungsberechtigte einer 
Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte erhält außerdem einen 
schriftlichen Bescheid, wenn sein Aufenthalt bekannt oder ohne 
besonderen Aufwand zu ermitteln ist. 
(5) Umbettungstermine werden einen Monat vorher öffentlich 
bekannt gemacht. Gleichzeitig sind sie bei 
Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten einem Angehörigen des 
Verstorbenen, bei Wahlgrabstätten/ Urnenwahlgrabstätten dem 
Nutzungsberechtigten mitzuteilen. 
(6) Ersatzgrabstätten werden von der Gemeinde auf ihre Kosten in 
ähnlicher Weise wie die Grabstätten auf den entwidmeten oder 
außer Dienst gestellten Friedhof hergerichtet. Die 
Ersatzwahlgrabstätten werden Gegenstand des Nutzungsrechtes. 

eines weiteren Bestattungsfalles auf Antrag eine andere 
Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte zur Verfügung gestellt. 
Außerdem kann die Umbettung bereits bestatteter Leichen verlangt 
werden. 
(3) Durch die Entwidmung geht die Eigenschaft des Friedhofs als 
Ruhestätte der Toten verloren. Die Bestatteten werden, falls die 
Ruhezeit (bei Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten) bzw. die 
Nutzungszeit (bei Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten) noch 
nicht abgelaufen ist, auf Kosten der Gemeinde in andere 
Grabstätten umgebettet. 
(3a) Nach der Schließung soll der Friedhof so erhalten bleiben, wie 
es dem Charakter und der Pietät einer christlichen Begräbnisstätte 
entspricht. Nach der Entwidmung darf der Friedhof in eine 
Grünanlage umgewandelt werden. Das Friedhofskreuz muss in 
jedem Fall erhalten bleiben. Eine Bebauung des Grundstückes ist 
nicht zulässig. 
(4) Schließung oder Entwidmung werden öffentlich bekannt 
gegeben. Der Nutzungsberechtigte einer 
Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte erhält außerdem einen 
schriftlichen Bescheid, wenn sein Aufenthalt bekannt oder ohne 
besonderen Aufwand zu ermitteln ist. 
(5) Umbettungstermine werden einen Monat vorher öffentlich 
bekannt gemacht. Gleichzeitig sind sie bei 
Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten einem/einer 
Angehörigen des Verstorbenen, bei Wahlgrabstätten/ 
Urnenwahlgrabstätten der nutzungsberechtigten Person 
mitzuteilen. 
(6) Ersatzgrabstätten werden von der Gemeinde auf ihre Kosten in 
ähnlicher Weise wie die Grabstätten auf den entwidmeten oder 
außer Dienst gestellten Friedhof hergerichtet. Die 
Ersatzwahlgrabstätten werden Gegenstand des Nutzungsrechtes. 

§ 4 § 4  Öffnungszeiten 
(1) Der Friedhof ist während der an den Eingängen bekannt 
gegebenen Zeiten für den Besuch geöffnet. 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem Anlass das 
Betreten eines Friedhofes oder einzelner Friedhofsteile 
vorübergehend untersagen. 

§ 4  Öffnungszeiten 
(1) Der Friedhof ist während der an den Eingängen bekannt 
gegebenen Zeiten für den Besuch geöffnet. 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem Anlass das 
Betreten eines Friedhofes oder einzelner Friedhofsteile 
vorübergehend untersagen. 

Unverändert. 

§ 5 § 5  Verhalten auf dem Friedhof § 5  Verhalten auf dem Friedhof Abs. 2 lit. a: Fahrräder ausdrücklich erfasst; Rollatoren 
freigestellt, Elektro-Rollatoren nur mit Schrittgeschwindigkeit. 
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§ Bisherige Fassung (Stand 01.10.2015) Neufassung (Entwurf nach Beratung der Friedhofskommission, 
25.06.2026) 

Anmerkungen 

(1) Jeder hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes 
entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen des 
Friedhofspersonals sind zu befolgen. 
(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet, 
a) die Wege mit Fahrzeugen oder 
Rollschuhen/Rollerblades/Skateboards aller Art, ausgenommen 
Kinderwagen und Rollstühle sowie Fahrzeuge der 
Friedhofsverwaltung und der für den Friedhof zugelassenen 
Gewerbetreibenden, zu befahren, 
b) Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anzubieten oder 
diesbezüglich zu werben, 
c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung 
störende Arbeiten auszuführen, 
d) ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten bzw. ohne 
Zustimmung der Friedhofsverwaltung gewerbsmäßig zu 
fotografieren, 
e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im 
Rahmen der Bestattungsfeier notwendig und üblich sind, 
f) den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grabstätten 
zu verunreinigen oder zu beschädigen sowie Rasenflächen und 
Grabstätten unberechtigt zu betreten, 
g) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen 
abzulagern, 
h) zu lärmen oder zu lagern, 
i) Tiere unangeleint mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde. 
(3) Kinder unter 10 Jahren dürfen den Friedhof nur in Begleitung 
Erwachsener betreten. 
(4) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie 
mit dem Zweck des Friedhofes und der Ordnung auf ihm vereinbar 
sind. 
(5) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung 
zusammenhängende Veranstaltungen bedürfen der Zustimmung 
der Friedhofsverwaltung; sie sind spätestens 4 Tage vorher 
anzumelden. 

(1) Jede Person hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes 
entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen des 
Friedhofspersonals sind zu befolgen. 
(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet, 
a) die Wege mit Fahrzeugen, Fahrrädern oder 
Rollschuhen/Rollerblades/Skateboards aller Art, ausgenommen 
Kinderwagen und Rollstühle/Rollatoren (Elektro-Rollatoren dürfen 
max. Schrittgeschwindigkeit fahren) sowie Fahrzeuge der 
Friedhofsverwaltung und der für den Friedhof zugelassenen 
Gewerbetreibenden, zu befahren, 
b) Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anzubieten oder 
diesbezüglich zu werben, 
c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung 
störende Arbeiten auszuführen, 
d) ohne schriftlichen Auftrag eines/einer Berechtigten bzw. ohne 
Zustimmung der Friedhofsverwaltung gewerbsmäßig zu 
fotografieren, 
e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im 
Rahmen der Bestattungsfeier notwendig und üblich sind, 
f) den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grabstätten 
zu verunreinigen oder zu beschädigen sowie Rasenflächen und 
Grabstätten unberechtigt zu betreten, 
g) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen 
abzulagern, 
h) zu lärmen oder zu lagern, 
i) Tiere unangeleint mitzubringen. 
(3) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie 
mit dem Zweck des Friedhofes und der Ordnung auf ihm vereinbar 
sind. 
(4) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung 
zusammenhängende Veranstaltungen bedürfen der Zustimmung 
der Friedhofsverwaltung; sie sind spätestens 4 Tage vorher 
anzumelden. 

Abs. 2 lit. i: Ausnahme für Blindenhunde entfällt – Prüfung im 
Hinblick auf Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG und § 12e BGG 
(Assistenzhunde) empfohlen. 
Bisheriger Abs. 3 (Kinder unter 10 Jahren nur in Begleitung 
Erwachsener) entfällt; Absätze rücken auf. 
Folgeänderung: § 36 Abs. 1 lit. c verweist weiterhin auf § 5 Abs. 
5, künftig Abs. 4. 

§ 6 § 6  Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 
(1) Steinmetze, Bildhauer, Gärtner, Bestatter und sonstige 
Gewerbetreibende bedürfen für die dem jeweiligen Berufsbild 
entsprechende gewerbliche Tätigkeit auf dem Friedhof der 
vorherigen Zulassung durch die Friedhofsverwaltung. Die Zulassung 
ist schriftlich zu beantragen. Das Verfahren kann über eine 

§ 6  Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 
(1) Gewerbliche Betätigungen auf dem Friedhof bedürfen der 
Zulassung der Friedhofsverwaltung. Gewerbetreibende haben dem 
Friedhofsträger die erstmalige Aufnahme ihrer Tätigkeit auf dem 
Friedhof spätestens zwei Wochen vor Beginn der erstmaligen 
Ausführung von Arbeiten anzuzeigen, und zwar entsprechend dem 

Grundlegende Neufassung: Statt eines Zulassungsverfahrens mit 
Nachweis von Zuverlässigkeit, Handwerksrolleneintragung bzw. 
Meisterprüfung genügt künftig die Anzeige zwei Wochen vor 
erstmaliger Tätigkeit nach dem Formblatt der Anlage 1 nebst 
Haftpflichtnachweis. 



Gemeinde Havixbeck – Synopse Friedhofssatzung 

Seite 4 von 27 

§ Bisherige Fassung (Stand 01.10.2015) Neufassung (Entwurf nach Beratung der Friedhofskommission, 
25.06.2026) 

Anmerkungen 

einheitliche Stelle nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz 
Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) abgewickelt werden. Über die 
Zulassung entscheidet die Gemeinde Havixbeck innerhalb einer Frist 
von drei Monaten. § 42a Absatz 2 bis 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes Nordrhein-Westfalen gilt 
entsprechend. Hat die Gemeinde Havixbeck nicht innerhalb der Frist 
über den Antrag entschieden, gilt die Zulassung als erteilt. 
(2) Auf ihren Antrag hin werden nur solche Gewerbetreibende 
zugelassen, die a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher 
Hinsicht zuverlässig sind und b) ihre Eintragung in die 
Handwerksrolle bzw. (bei Antragstellern des handwerksähnlichen 
Gewerbes) ihre Eintragung in das Verzeichnis gem. § 19 
Handwerksordnung bzw. (bei Antragstellern der Gärtnerberufe) ihre 
Eintragung in das Verzeichnis der Landwirtschaftskammer 
nachweisen oder die selbst oder deren fachliche Vertreter die 
Meisterprüfung abgelegt haben oder anstelle dieser eine der 
Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt 
(EU- Dienstleistungsrichtlinie) entsprechenden Bescheinigung 
vorlegen. 
(3) Die Friedhofsverwaltung hat die Zulassung davon abhängig zu 
machen, dass der Antragsteller einen für die Ausführung seiner 
Tätigkeit ausreichenden Haftpflichtversicherungsschutz nachweist. 
(4) Sonstigen Gewerbetreibenden kann die Ausübung anderer als in 
Abs. 1 genannter Tätigkeiten gestattet werden, wenn dies mit dem 
Friedhofszweck vereinbar ist. Absätze 2 und 3 gelten entsprechend. 
(5) Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung einer 
Berechtigungskarte. Die zugelassenen Gewerbetreibenden haben 
für ihre Bediensteten einen Bedienstetenausweis auszustellen. Die 
Zulassung und der Bedienstetenausweis sind dem 
aufsichtsberechtigten Friedhofspersonal auf Verlangen vorzuzeigen. 
Die Zulassung kann befristet werden. 
(6) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die 
Friedhofssatzung und die dazu ergangenen Regelungen zu 
beachten. Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die sie 
oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf 
dem Friedhof schuldhaft verursachen. 
(7) Gewerbliche Arbeiten auf dem Friedhof dürfen nur werktags 
innerhalb der Öffnungszeiten ausgeführt werden. Die Arbeiten sind 
eine halbe Stunde vor Ablauf der Öffnungszeit des Friedhofes, 
spätestens um 19.00 Uhr, an Samstagen und Werktagen vor 
Feiertagen spätestens um 13.00 Uhr zu beenden. Die 

als Anlage 1 dieser Satzung Formblatt mit entsprechendem 
Nachweis des Bestehens einer die Tätigkeit abdeckenden 
Haftpflichtversicherung. 
(2) Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung eines 
Berechtigungsschreibens. Die zugelassenen Gewerbetreibenden 
haben für ihre Bediensteten einen Bedienstetenausweis 
auszustellen. Die Zulassung und der Bedienstetenausweis sind dem 
aufsichtsberechtigten Friedhofspersonal auf Verlangen vorzuzeigen. 
Die Zulassung kann befristet werden. 
(3) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die 
Friedhofssatzung und die dazu ergangenen Regelungen zu 
beachten. Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die sie 
oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf 
dem Friedhof schuldhaft verursachen. 
(4) Gewerbliche Arbeiten auf dem Friedhof dürfen nur werktags 
innerhalb der Öffnungszeiten ausgeführt werden. Die Arbeiten sind 
eine halbe Stunde vor Ablauf der Öffnungszeit des Friedhofes, 
spätestens um 19.00 Uhr, an Werktagen vor Feiertagen spätestens 
um 13.00 Uhr zu beenden. Die Friedhofsverwaltung kann 
Verlängerungen der Arbeitszeiten zulassen. 
(5) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien 
dürfen auf dem Friedhof nur an den von der Friedhofsverwaltung 
genehmigten Stellen gelagert werden. Bei Beendigung der Arbeiten 
sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in einen ordnungsgemäßen 
Zustand zu versetzen. Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in 
den Wasserentnahmestellen des Friedhofes gereinigt werden. 
(6) Die Friedhofsverwaltung kann die Zulassung der 
Gewerbetreibenden, die trotz schriftlicher Mahnung gegen die 
Vorschriften der Friedhofssatzung verstoßen oder bei denen die 
Voraussetzungen des Abs. 1 ganz oder teilweise nicht mehr 
gegeben sind, auf Zeit oder Dauer durch schriftlichen Bescheid 
entziehen. Bei schweren Verstößen ist eine Mahnung entbehrlich. 

Der bisherige Abs. 2 (Zulassungsvoraussetzungen) und die 
Regelungen zur einheitlichen Stelle sowie zur 
Genehmigungsfiktion nach § 42a Abs. 2 bis 4 VwVfG NRW 
entfallen; die Absatzfolge verschiebt sich um zwei Positionen. 
Abs. 4: Die gesonderte Samstagsregelung (13.00 Uhr) entfällt. 
Prüfhinweise: (1) Abs. 1 Satz 1 fordert weiterhin eine Zulassung, 
Satz 2 nur noch eine Anzeige – das Verhältnis beider Sätze ist 
klarzustellen. (2) Der Verweis in Abs. 6 auf die „Voraussetzungen 
des Abs. 1“ geht ins Leere, da Abs. 1 keine Voraussetzungen 
mehr benennt. (3) Anlage 1 liegt dem Entwurf nicht bei. 
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§ Bisherige Fassung (Stand 01.10.2015) Neufassung (Entwurf nach Beratung der Friedhofskommission, 
25.06.2026) 

Anmerkungen 

Friedhofsverwaltung kann Verlängerungen der Arbeitszeiten 
zulassen. 
(8) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien 
dürfen auf dem Friedhof nur an den von der Friedhofsverwaltung 
genehmigten Stellen gelagert werden. Bei Beendigung der Arbeiten 
sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in einen ordnungsgemäßen 
Zustand zu versetzen. Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in 
den Wasserentnahmestellen des Friedhofes gereinigt werden. 
(9) Die Friedhofsverwaltung kann die Zulassung der 
Gewerbetreibenden, die trotz schriftlicher Mahnung gegen die 
Vorschriften der Friedhofssatzung verstoßen oder bei denen die 
Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr 
gegeben sind, auf Zeit oder Dauer durch schriftlichen Bescheid 
entziehen. Bei schweren Verstößen ist eine Mahnung entbehrlich. 

§ 6a – bisher nicht geregelt – § 6a  Grabsteine aus Kinderarbeit 
(1) Grabmäler aus Naturstein dürfen auf einem Friedhof nur 
aufgestellt werden, wenn 1. sie in Staaten gewonnen, be- und 
verarbeitet (Herstellung) worden sind, auf deren Staatsgebiet bei 
der Herstellung von Naturstein nicht gegen das Übereinkommen Nr. 
182 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 17. Juni 1999 über 
das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der 
schlimmsten Formen der Kinderarbeit verstoßen wird, oder 2. durch 
eine Zertifizierungsstelle bestätigt worden ist, dass die Herstellung 
ohne schlimmste Formen von Kinderarbeit erfolgte, und die Steine 
durch das Aufbringen eines Siegels oder in anderer Weise 
unveränderlich als zertifiziert gekennzeichnet sind. 
(2) Eine Organisation wird von dem für Eine-Welt-Politik 
zuständigen Ressort (anerkennende Behörde) als 
Zertifizierungsstelle anerkannt, wenn sie 1. über einschlägige 
Erfahrungen und Kenntnisse verfügt, 2. weder unmittelbar noch 
mittelbar an der Herstellung oder am Handel mit Steinen beteiligt 
ist, 3. sich schriftlich verpflichtet, eine Bestätigung nach Absatz 1 
Nummer 2 nur auszustellen, wenn sie sich zuvor über das Fehlen 
schlimmster Formen von Kinderarbeit durch unangekündigte 
Kontrollen im Herstellungsstaat, die nicht länger als 6 Monate 
zurückliegen dürfen, vergewissert hat, 4. ihre Tätigkeit 
dokumentiert. Die anerkennende Behörde kann die Anerkennung 
mit Nebenbestimmungen versehen; die Gültigkeitsdauer ist auf 
höchstens 5 Jahre zu befristen. 
(3) Absatz 1 gilt nicht für Natursteine, die vor dem 1. Mai 2015 in 
das Bundesgebiet eingeführt wurden. 

Neu eingefügt; übernimmt den bisherigen § 21a und stellt ihn 
systematisch voran. 
Anwendungsbereich verengt: erfasst werden nur noch 
Grabmäler, nicht mehr Grabeinfassungen aus Naturstein. 
Folgeänderung: § 36 Abs. 1 lit. g verweist weiterhin auf § 21a. 
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§ 7 § 7  Anzeigepflicht und Bestattungszeit 
(1) Jede Bestattung ist unverzüglich nach Beurkundung des 
Sterbefalles bei der Friedhofsverwaltung anzumelden. Der 
Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen beizufügen. 
(2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen 
Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte beantragt, ist auch das 
Nutzungsrecht nachzuweisen. 
(3) Soll eine Aschenbestattung erfolgen, so ist eine Bescheinigung 
über die Einäscherung vorzulegen. 
(4) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und Zeit der Bestattung fest. 
Die Bestattungen erfolgen regelmäßig an Werktagen. 
(5) Erdbestattungen dürfen frühestens 24 Stunden nach Eintritt des 
Todes vorgenommen werden. Erdbestattungen und Einäscherungen 
müssen innerhalb von 10 Tagen nach Eintritt des Todes erfolgen. 
Aschen müssen spätestens 6 Wochen nach der Einäscherung 
bestattet werden, anderenfalls werden sie auf Kosten des 
Bestattungspflichtigen in einer Urnenreihengrabstätte bestattet. 

§ 7  Anzeigepflicht und Bestattungszeit 
(1) Jede Bestattung ist unverzüglich nach Beurkundung des 
Sterbefalles bei der Friedhofsverwaltung anzumelden. Der 
Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen beizufügen. 
(2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen 
Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte beantragt, ist auch das 
Nutzungsrecht nachzuweisen. 
(3) Soll eine Aschenbestattung erfolgen, so ist eine Bescheinigung 
über die Einäscherung vorzulegen. 
(4) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und Zeit der Bestattung fest. 
Die Bestattungen erfolgen regelmäßig an Werktagen. 
(5) Erdbestattungen dürfen frühestens 24 Stunden nach Eintritt des 
Todes vorgenommen werden. Erdbestattungen und Einäscherungen 
müssen innerhalb von 10 Tagen nach Eintritt des Todes erfolgen. 
Aschen müssen spätestens 6 Wochen nach der Einäscherung 
bestattet werden, anderenfalls werden sie auf Kosten des 
Bestattungspflichtigen in einer Urnenreihengrabstätte bestattet. 

Unverändert. 

§ 8 § 8  Särge und Urnen 
(1) Unbeschadet der Regelung des § 16 sind Bestattungen 
grundsätzlich in Särgen oder Urnen vorzunehmen. Ausnahmsweise 
kann der Friedhofsträger auf Antrag die Bestattung ohne Sarg oder 
Urne gestatten, wenn nach den Grundsätzen oder Regelungen der 
Glaubensgemeinschaft, der die oder der Verstorbene angehört hat, 
eine Bestattung ohne Sarg oder Urne vorgesehen ist. 
(2) Särge, Urnen und Überurnen müssen so beschaffen sein, dass 
die chemische, physikalische oder biologische Beschaffenheit des 
Bodens oder des Grundwassers nicht nachteilig verändert wird und 
bei Särgen die Verwesung der Leichen innerhalb der Ruhezeit 
ermöglicht wird. Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet 
sein, dass jedes Durchsickern von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. 
Särge, Sargausstattungen und -beigaben, Sargabdichtungen und 
Überurnen müssen zur Vermeidung von Umweltbelastungen aus 
leichtverrottbaren Werkstoffen hergestellt sein. Sie dürfen keine 
PVC-, PCP-, formaldehydabspaltenden, nitrozellulosehaltigen oder 
sonstigen umweltgefährdenden Lacke oder Zusätze enthalten. Die 
Kleidung der Leiche soll nur aus Papierstoff und Naturtextilien 
bestehen. 
(3) Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im 
Mittelmaß 0,65 m breit sein. Sind in Ausnahmefällen größere Särge 
erforderlich, ist die Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei der 
Anmeldung der Bestattung einzuholen. 

§ 8  Särge und Urnen 
(1) Unbeschadet der Regelung des § 16 sind Bestattungen 
grundsätzlich in Särgen oder Urnen vorzunehmen. Ausnahmsweise 
kann der Friedhofsträger auf Antrag die Bestattung ohne Sarg oder 
Urne gestatten, wenn nach den Grundsätzen oder Regelungen der 
Glaubensgemeinschaft, der die oder der Verstorbene angehört hat, 
eine Bestattung ohne Sarg oder Urne vorgesehen ist. 
(2) Särge, Urnen und Überurnen müssen so beschaffen sein, dass 
die chemische, physikalische oder biologische Beschaffenheit des 
Bodens oder des Grundwassers nicht nachteilig verändert wird und 
bei Särgen die Verwesung der Leichen innerhalb der Ruhezeit 
ermöglicht wird. Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet 
sein, dass jedes Durchsickern von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. 
Särge, Sargausstattungen und -beigaben, Sargabdichtungen und 
Überurnen müssen zur Vermeidung von Umweltbelastungen aus 
leichtverrottbaren Werkstoffen hergestellt sein. Sie dürfen keine 
PVC-, PCP-, formaldehydabspaltenden, nitrozellulosehaltigen oder 
sonstigen umweltgefährdenden Lacke oder Zusätze enthalten. Die 
Kleidung der Leiche soll nur aus Papierstoff und Naturtextilien 
bestehen. 
(3) Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im 
Mittelmaß 0,65 m breit sein. Sind in Ausnahmefällen größere Särge 
erforderlich, ist die Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei der 
Anmeldung der Bestattung einzuholen. Die Urne bzw. die Überurne 

Abs. 3 Satz 3 f. neu: Urne bzw. Überurne höchstens 0,26 m 
Durchmesser und 0,32 m Höhe; größere Urnen nur mit 
Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 
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darf einen Durchmesser von 0,26 m nicht überschreiten und 
höchstens 0,32 m hoch sein. Werden größere Urnen verwendet, ist 
dafür die Zustimmung der Friedhofsverwaltung einzuholen. 

§ 9 § 9  Ausheben der Gräber 
(1) Die Gräber werden von der Friedhofsverwaltung ausgehoben 
und wieder verfüllt. Ist aufgrund der örtlichen Gegebenheiten eine 
andere Zwischenlagerung des Erdaushubes außer auf dem 
Nachbargrab nicht möglich oder zumutbar, so hat der /die 
Nutzungsberechtigte des Nachbargrabes dies zu dulden. Nach dem 
Schließen des Grabes ist das Nachbargrab von der 
Friedhofsverwaltung wieder in den ursprünglichen Zustand zu 
versetzen. Ein Schadensersatzanspruch besteht nicht, wenn durch 
das Ausheben und Schließen von Gräbern die danebenliegenden 
Grabstätten, Grabsteine usw. später einsinken. 
(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche 
(ohne Hügel) bis zur Oberkante des Sarges mindestens 0,90 m, bis 
zur Oberkante der Urne mindestens 0,50 m. 
(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch 
mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein. 
(4) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör (z. B. Kies, Lampen) 
vorher entfernen zu lassen. Sofern beim Ausheben der Gräber 
Grabmale, Fundamente oder Grabzubehör durch die 
Friedhofsverwaltung entfernt werden müssen, sind die dadurch 
entstehenden Kosten durch den Nutzungsberechtigten der 
Friedhofsverwaltung zu erstatten. 
(5) Das Ausmauern von Gräbern ist nicht gestattet. 

§ 9  Ausheben der Gräber 
(1) Die Gräber werden von der Friedhofsverwaltung ausgehoben 
und wieder verfüllt. Ist aufgrund der örtlichen Gegebenheiten eine 
andere Zwischenlagerung des Erdaushubes außer auf dem 
Nachbargrab nicht möglich oder zumutbar, so hat der /die 
Nutzungsberechtigte des Nachbargrabes dies zu dulden. Nach dem 
Schließen des Grabes ist das Nachbargrab von der 
Friedhofsverwaltung wieder in den ursprünglichen Zustand zu 
versetzen. Ein Schadensersatzanspruch besteht nicht, wenn durch 
das Ausheben und Schließen von Gräbern die danebenliegenden 
Grabstätten, Grabsteine usw. später einsinken. 
(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche 
(ohne Hügel) bis zur Oberkante des Sarges mindestens 0,90 m, bis 
zur Oberkante der Urne mindestens 0,50 m. 
(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch 
mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein. 
(4) Die Bestattung soll nicht durchgeführt werden, wenn hierdurch 
die Standsicherheit oder Lebensfähigkeit eines vorhandenen 
Baumes gefährdet würde. In diesem Fall wird eine andere 
Grabstätte gleicher Art zur Verfügung gestellt. 
(5) Die Nutzungsberechtigten haben Grabzubehör (z. B. Kies, 
Lampen) vorher entfernen zu lassen. Sofern beim Ausheben der 
Gräber Grabmale, Fundamente oder Grabzubehör durch die 
Friedhofsverwaltung entfernt werden müssen, sind die dadurch 
entstehenden Kosten durch den Nutzungsberechtigten der 
Friedhofsverwaltung zu erstatten. 
(6) Das Ausmauern von Gräbern ist nicht gestattet. 

Neuer Abs. 4: Die Bestattung unterbleibt, wenn Standsicherheit 
oder Lebensfähigkeit eines vorhandenen Baumes gefährdet 
würde; es wird eine andere Grabstätte gleicher Art zur 
Verfügung gestellt. Bisherige Abs. 4 und 5 rücken auf. 

§ 10 § 10  Ruhezeit 
Die Ruhezeit für Leichen und Aschen beträgt 25 Jahre, bei 
Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 20 Jahre. 

§ 10  Ruhezeit 
Die Ruhezeit für Leichen und Aschen beträgt 25 Jahre, bei 
Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 20 Jahre. 

Unverändert. 

§ 11 § 11  Umbettungen 
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 
(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet 
der sonstigen gesetzlichen Vorschriften, der vorherigen 
Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die Zustimmung kann nur bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden, bei 

§ 11  Schutz der Totenruhe/Umbettungen 
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 
(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet 
der sonstigen gesetzlichen Vorschriften, der vorherigen 
Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die Zustimmung kann nur bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden, der dem aus Art. 

Überschrift um „Schutz der Totenruhe“ erweitert. 
Abs. 2: Der wichtige Grund muss dem aus Art. 1 GG 
abzuleitenden Grundsatz der Totenruhe vorgehen. 
Abs. 5 Satz 3 neu: In der Zeit vom 01.05. bis 30.09. werden 
Umbettungen von Leichen grundsätzlich nicht durchgeführt. 



Gemeinde Havixbeck – Synopse Friedhofssatzung 

Seite 8 von 27 

§ Bisherige Fassung (Stand 01.10.2015) Neufassung (Entwurf nach Beratung der Friedhofskommission, 
25.06.2026) 

Anmerkungen 

Umbettungen innerhalb der Gemeinde im ersten Jahre der Ruhezeit 
nur bei Vorliegen eines dringenden öffentlichen Interesses. 
Umbettungen aus einer Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstätte in 
eine andere Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstätte sind 
innerhalb der Gemeinde nicht zulässig. § 3 Abs. 2 und Abs. 3 bleiben 
unberührt. 
(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- und 
Aschenreste können nur mit vorheriger Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung in belegte Grabstätten umgebettet werden. 
(4) Alle Umbettungen (mit Ausnahme der Maßnahmen von Amts 
wegen) erfolgen nur auf Antrag. Antragsberechtigt ist bei 
Umbettungen aus Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten der 
verfügungsberechtigte Angehörige des Verstorbenen, bei 
Umbettungen aus Wahlgrabstätten/ Urnenwahlgrabstätten der 
jeweilige Nutzungsberechtigte. In den Fällen des § 30 Abs. 2 Satz 3 
und bei Entziehung von Nutzungsrechten gem. § 30 Abs. 1 Satz 3 
können Leichen oder Aschen, deren Ruhezeit noch nicht abgelaufen 
ist, von Amts wegen in Grabstätten aller Art umgebettet werden. 
(5) Alle Umbettungen werden von der Friedhofsverwaltung 
durchgeführt. Sie bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung. 
(6) Die Kosten der Umbettung hat der Antragsteller zu tragen. Das 
gilt auch für den Ersatz von Schäden, die an benachbarten 
Grabstätten und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, soweit 
sie notwendig aufgetreten sind oder die Gemeindeverwaltung oder 
deren Beauftragte bezüglich dieser nur leichte Fahrlässigkeit trifft. 
(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch eine 
Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt. 
(8) Leichen und Aschen dürfen zu anderen als zu 
Umbettungszwecken nur aufgrund behördlicher oder richterlicher 
Anordnung ausgegraben werden. 

1 des Grundgesetztes abzuleitenden Grundsatz der Totenruhe 
vorgeht, bei Umbettungen innerhalb der Gemeinde im ersten Jahre 
der Ruhezeit nur bei Vorliegen eines dringenden öffentlichen 
Interesses. Umbettungen aus einer 
Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstätte in eine andere 
Reihengrabstätte/Urnenreihengrab-stätte sind innerhalb der 
Gemeinde nicht zulässig. § 3 Abs. 2 und Abs. 3 bleiben unberührt. 
(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- und 
Aschenreste können nur mit vorheriger Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung in belegte Grabstätten umgebettet werden. 
(4) Alle Umbettungen (mit Ausnahme der Maßnahmen von Amts 
wegen) erfolgen nur auf Antrag. Antragsberechtigt ist bei 
Umbettungen aus Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten 
der/die verfügungsberechtigte Angehörige des/der Verstorbenen, 
bei Umbettungen aus Wahlgrabstätten/ Urnenwahlgrabstätten der 
jeweilige Nutzungsberechtigte. In den Fällen des § 30 Abs. 2 Satz 3 
und bei Entziehung von Nutzungsrechten gem. § 30 Abs. 1 Satz 3 
können Leichen oder Aschen, deren Ruhezeit noch nicht abgelaufen 
ist, von Amts wegen in Grabstätten aller Art umgebettet werden. 
(5) Alle Umbettungen werden von der Friedhofsverwaltung 
durchgeführt. Sie bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung. In der 
Zeit vom 01. Mai bis zum 30. September werden Umbettungen von 
Leichen grundsätzlich nicht durchgeführt. 
(6) Die Kosten der Umbettung haben die Antragsteller zu tragen. 
Das gilt auch für den Ersatz von Schäden, die an benachbarten 
Grabstätten und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, soweit 
sie notwendig aufgetreten sind oder die Gemeindeverwaltung oder 
deren Beauftragte bezüglich dieser nur leichte Fahrlässigkeit trifft. 
(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch eine 
Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt. 
(8) Leichen und Aschen dürfen zu anderen als zu 
Umbettungszwecken nur aufgrund behördlicher oder richterlicher 
Anordnung ausgegraben werden. 

§ 12 § 12  Arten der Grabstätten 
(1) Die Grabstätten und Aschenstreufelder bleiben Eigentum des 
Friedhofseigentümers. An ihnen können Rechte nur nach dieser 
Satzung erworben werden. 
(2) Die Grabstätten werden unterschieden in a) Reihengrabstätten 
einschließlich Wiesengräber b) Wahlgrabstätten c) 
Urnenreihengrabstätten einschließlich Wiesengräber d) 

§ 12  Arten der Grabstätten 
(1) Die Grabstätten und Aschenstreufelder bleiben Eigentum des 
Friedhofseigentümers. An ihnen können Rechte nur nach dieser 
Satzung erworben werden. 
(2) Die Grabstätten werden unterschieden in - Reihengrabstätten 
einschließlich Wiesengräber - Wahlgrabstätten einschließlich 
Wiesengräber - Urnenreihengrabstätten einschließlich 
Wiesengräber sowie Baumgräber im Grabfeld O - 

Abs. 2: Wahlgrabstätten künftig ausdrücklich einschließlich 
Wiesengräber; neu aufgenommen werden Baumgräber im 
Grabfeld O (bei den Urnenreihengrabstätten) sowie Grabstätten 
im Aschestreufeld. Die Aufzählung ist nicht mehr durchgängig 
mit Buchstaben gegliedert. 
Prüfhinweis: Der Größenkatalog in Abs. 3 enthält keine Maße für 
Baumgräber; die Friedhofsgebührensatzung ist auf die neuen 
Grabarten abzustimmen. 



Gemeinde Havixbeck – Synopse Friedhofssatzung 

Seite 9 von 27 

§ Bisherige Fassung (Stand 01.10.2015) Neufassung (Entwurf nach Beratung der Friedhofskommission, 
25.06.2026) 

Anmerkungen 

Urnenwahlgrabstätten einschließlich Wiesengräber e) anonyme 
Urnenreihengrabstätten f) Ehrengrabstätten. 
(3) Die Grabstätten haben folgende Größen: Grabstätten für Kinder 
(bis zum vollendeten 5. Lebensjahr): Länge 150 cm, Breite 80 cm 
Reihengrabstätte für Erwachsene und Kinder über 5 Jahre: Länge 
225 cm, Breite 125 cm Wahlgrabstätte je Grabstelle: Länge 225 – 
250 cm, Breite 120 – 125 cm Urnenreihengrabstätte: Länge 100 cm, 
Breite 100 cm Urnenwahlgrabstätte für 4 Stellen: Länge 125 cm, 
Breite 125 cm. Urnenwahlgrabstätten für 2 Stellen: Länge 125 cm, 
Breite 70 cm In Fällen einer Wiederbelegung bzw. aufgrund 
besonderer örtlicher Gegebenheiten innerhalb eines Grabfeldes (z. 
B. erhaltenswerter Baumbestand) kann die Grabstätte eine 
abweichende Größe erhalten. Hierüber entscheidet die 
Friedhofsverwaltung. 
(4) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb oder Wiedererwerb des 
Nutzungsrechtes an einer der Lage nach bestimmten Grabstätte 
oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung. 

Urnenwahlgrabstätten einschließlich Wiesengräber - anonyme 
Urnenreihengrabstätten - Grabstätten im Aschestreufeld - 
Ehrengrabstätten. 
(3) Die Grabstätten haben folgende Größen: Grabstätten für Kinder 
(bis zum vollendeten 5. Lebensjahr): Länge 150 cm, Breite 80 cm 
Reihengrabstätte für Erwachsene und Kinder über 5 Jahre: Länge 
225 cm, Breite 125 cm Wahlgrabstätte je Grabstelle: Länge 225 – 
250 cm, Breite 120 – 125 cm Urnenreihengrabstätte: Länge 100 cm, 
Breite 100 cm Urnenwahlgrabstätte für 4 Stellen: Länge 125 cm, 
Breite 125 cm. Urnenwahlgrabstätten für 2 Stellen: Länge 125 cm, 
Breite 70 cm In Fällen einer Wiederbelegung bzw. aufgrund 
besonderer örtlicher Gegebenheiten innerhalb eines Grabfeldes (z. 
B. erhaltenswerter Baumbestand) kann die Grabstätte eine 
abweichende Größe erhalten. Hierüber entscheidet die 
Friedhofsverwaltung. 
(4) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb oder Wiedererwerb des 
Nutzungsrechtes an einer der Lage nach bestimmten Grabstätte 
oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung. 

§ 13 § 13  Reihengrabstätten 
(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die der 
Reihe nach belegt und im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit des 
zu Bestattenden zugeteilt werden. Ein Wiedererwerb des 
Nutzungsrechtes an der Reihengrabstätte ist nicht möglich. 
(2) Es werden Reihengrabfelder eingerichtet a) für Verstorbene bis 
zum vollendeten 5. Lebensjahr einschließlich Tot- und Fehlgeburten 
b) für Verstorbene ab vollendetem 5. Lebensjahr. 
(3) In jeder Reihengrabstätte darf nur eine Leiche bestattet werden. 
Es ist jedoch zulässig, in einer Reihengrabstätte die Leichen eines 
Kindes unter einem Jahr, Tot- und Fehlgeburten sowie die aus 
einem Schwangerschaftsabbruch stammende Leibesfrucht und 
eines Familienangehörigen oder die Leichen von gleichzeitig 
verstorbenen Geschwistern unter 5 Jahren zu bestatten. 
(4) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen 
nach Ablauf der Ruhezeiten ist 6 Monate vorher öffentlich und 
durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld bekannt zu 
machen. 
(5) In jeder Reihengrabstätte darf auch eine Urne bestattet werden, 
bei gleichzeitiger Bestattung max. 2 Urnen. 

§ 13  Reihengrabstätten 
(1) Reihengrabstätten sind einstellige Grabstätten für 
Erdbestattungen, die der Reihe nach belegt und im Todesfall für die 
Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden zugeteilt werden. Ein 
Wiedererwerb des Nutzungsrechtes an der Reihengrabstätte ist 
nicht möglich. 
(2) Es werden Reihengrabfelder eingerichtet a) für Verstorbene bis 
zum vollendeten 5. Lebensjahr einschließlich Tot- und Fehlgeburten 
b) für Verstorbene ab vollendetem 5. Lebensjahr. 
(3) In jeder Reihengrabstätte darf nur eine Leiche bestattet werden. 
Es ist jedoch zulässig, in einer Reihengrabstätte die Leichen eines 
Kindes unter einem Jahr, Tot- und Fehlgeburten sowie die aus 
einem Schwangerschaftsabbruch stammende Leibesfrucht und 
eines Familienangehörigen oder die Leichen von gleichzeitig 
verstorbenen Geschwistern unter 5 Jahren zu bestatten. 
(4) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen 
nach Ablauf der Ruhezeiten ist 6 Monate vorher öffentlich und 
durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld bekannt zu 
machen. 
(5) In jeder Reihengrabstätte darf auch eine Urne bestattet werden, 
bei gleichzeitiger Bestattung max. 2 Urnen. 

Abs. 1: Reihengrabstätten ausdrücklich als einstellige 
Grabstätten bezeichnet. Im Übrigen unverändert. 
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§ 14 § 14  Wahlgrabstätten 
(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, an 
denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 25 Jahren 
(Nutzungszeit) verliehen und deren Lage im Benehmen mit dem 
Erwerber bestimmt wird. Nutzungsrechte an Wahlgrabstätten 
werden nur für die gesamte Grabstätte verliehen. Die 
Friedhofsverwaltung kann die Erteilung eines Nutzungsrechtes 
ablehnen, insbesondere wenn die Schließung nach § 3 beabsichtigt 
ist. 
(2) Das Nutzungsrecht kann wiedererworben werden. Ein 
Wiedererwerb ist nur auf Antrag und nur für die gesamte 
Wahlgrabstätte möglich. Die Friedhofsverwaltung kann den 
Wiedererwerb ablehnen, insbesondere, wenn die Schließung nach § 
3 beabsichtigt ist. 
(3) Wahlgrabstätten werden als ein- oder mehrstellige Grabstätten 
vergeben. Nach Ablauf der Ruhezeit einer Leiche kann eine weitere 
Bestattung erfolgen, wenn die restliche Nutzungszeit die Ruhezeit 
erreicht oder ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum 
Ablauf der Ruhezeit wiedererworben worden ist. 
(4) Das Nutzungsrecht entsteht mit Zahlung der fälligen Gebühren 
und Aushändigung der Verleihungsurkunde. 
(5) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der jeweilige 
Nutzungsberechtigte 6 Monate vorher schriftlich, falls er nicht 
bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln ist, 
durch eine öffentliche Bekanntmachung und durch einen Hinweis 
für die Dauer von 2 Monaten auf der Grabstätte hingewiesen. 
(6) Während der Nutzungszeit darf eine Bestattung nur stattfinden, 
wenn die Ruhezeit die Nutzungszeit nicht überschreitet oder ein 
Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit 
wiedererworben worden ist. 
(7) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll der Erwerber 
für den Fall seines Ablebens aus dem in Satz 2 genannten 
Personenkreis seinen Nachfolger im Nutzungsrecht bestimmen und 
ihm das Nutzungsrecht durch schriftlichen Vertrag übertragen. Wird 
bis zu seinem Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht das 
Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen 
des verstorbenen Nutzungsberechtigten mit deren Zustimmung 
über: 
a) auf den überlebenden Ehegatten, 
b) auf den Lebenspartner nach dem Gesetz über die eingetragene 
Lebenspartnerschaft c) auf die Kinder, 

§ 14  Wahlgrabstätten 
(1) Wahlgrabstätten sind ein- oder mehrstellige Grabstätten für 
Erdbestattungen, an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für die 
Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren Lage im 
Benehmen mit dem Erwerber bestimmt wird. Nutzungsrechte an 
Wahlgrabstätten werden nur für die gesamte Grabstätte verliehen. 
Die Friedhofsverwaltung kann die Erteilung eines Nutzungsrechtes 
ablehnen, insbesondere wenn die Schließung nach § 3 beabsichtigt 
ist. In jeder Grabstelle darf nur eine Leiche bestattet werden. Es ist 
jedoch zulässig, in einer Grabstelle die Leichen eines Kindes unter 
einem Jahr, Tot- und Fehlgeburten sowie die aus einem 
Schwangerschaftsabbruch stammende Leibesfrucht und eines 
Familienangehörigen oder die Leichen von gleichzeitig verstorbenen 
Geschwistern unter 5 Jahren zu bestatten. Es ist ferner zulässig, pro 
Grabstelle eine Sarg- oder 2 Urnenbeisetzungen durchzuführen. 
(2) Das Nutzungsrecht kann wiedererworben werden, und zwar in 5 
Jahres-Schritten für die Dauer von bis zu 25 Jahren. Ein 
Wiedererwerb ist nur auf Antrag und nur für die gesamte 
Wahlgrabstätte möglich. Die Friedhofsverwaltung kann den 
Wiedererwerb ablehnen, insbesondere, wenn die Schließung nach § 
3 beabsichtigt ist. 
(3) Wahlgrabstätten werden als ein- oder mehrstellige Grabstätten 
vergeben. Nach Ablauf der Ruhezeit einer Leiche kann eine weitere 
Bestattung pro Grabstelle erfolgen, wenn die restliche Nutzungszeit 
die Ruhezeit erreicht oder ein Nutzungsrecht mindestens für die 
Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit wiedererworben worden ist. Dies 
gilt auch für die Beisetzung einer Urne, bzw. bei gleichzeitiger 
Beisetzung von max. 2 Urnen. 
(4) Das Nutzungsrecht entsteht im Falle einer Beisetzung durch die 
Inanspruchnahme der Grabstätte bzw. im Falle des Wiedererwerbs 
ohne Beisetzung oder des Neuerwerbs zu Lebzeiten mit Zahlung der 
fälligen Gebühren und Aushändigung der Verleihungsurkunde. 
(5) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der/die jeweilige 
Nutzungsberechtigte möglichst 6 Monate vorher schriftlich, falls er 
nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln 
ist, durch eine öffentliche Bekanntmachung und durch einen 
Hinweis für die Dauer von 2 Monaten auf der Grabstätte 
hingewiesen. 
(6) Während der Nutzungszeit darf eine Bestattung nur stattfinden, 
wenn die Ruhezeit die Nutzungszeit nicht überschreitet oder ein 
Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit 
wiedererworben worden ist. 

Abs. 1: Wahlgrabstätten ausdrücklich ein- oder mehrstellig; neu 
geregelt wird die Belegung je Grabstelle (eine Leiche; zulässig 
sind je Grabstelle eine Sarg- oder zwei Urnenbeisetzungen). 
Abs. 2: Wiedererwerb künftig in Fünf-Jahres-Schritten für die 
Dauer von bis zu 25 Jahren. 
Abs. 3: Weitere Bestattung ausdrücklich „pro Grabstelle“; 
Klarstellung für Urnenbeisetzungen (max. 2 bei gleichzeitiger 
Beisetzung). 
Abs. 4: Das Nutzungsrecht entsteht im Beisetzungsfall bereits mit 
Inanspruchnahme der Grabstätte; die Bindung an 
Gebührenzahlung und Verleihungsurkunde gilt nur noch bei 
Wiedererwerb ohne Beisetzung und beim Erwerb zu Lebzeiten. 
Abs. 5: Hinweisfrist nur noch „möglichst“ sechs Monate. 
Abs. 7: Die Reihenfolge der Rechtsnachfolge wird verkürzt – 
Enkel sowie die nicht unter a) bis h) fallenden Erben entfallen; 
die Eltern rücken vor. Die Buchstabenfolge ist im Entwurf 
uneinheitlich. 
Abs. 8: Neue Ausnahmebefugnis der Friedhofsverwaltung bei der 
Übertragung des Nutzungsrechts. 
Gebührenrelevanz: Der Wiedererwerb in Fünf-Jahres-Schritten 
setzt eine entsprechende Gebührenregelung voraus. 
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d) auf die Stiefkinder, 
e) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter 
oder Mütter, 
f) auf die Eltern, 
g) auf die vollbürtigen Geschwister, 
h) auf die Stiefgeschwister, 
i) auf die nicht unter a) - 
h) fallenden Erben. Innerhalb der einzelnen Gruppen c) - 
d) und f) - 
i) wird die älteste Person nutzungsberechtigt. Sofern keine der 
vorgenannten Personen innerhalb eines Jahres nach dem Ableben 
des bisherigen Nutzungsberechtigten die Zustimmung nach Satz 2 
erklärt, erlischt das Nutzungsrecht. 
(8) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht nur 
auf eine Person aus dem Kreis der in Abs. 7 Satz 2 genannten 
Personen übertragen; er bedarf hierzu der vorherigen Zustimmung 
der Friedhofsverwaltung. 
(9) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unverzüglich nach 
Erwerb auf sich umschreiben zu lassen. 
(10) Der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der 
Friedhofssatzung und der dazu ergangenen Regelungen das Recht, 
in der Wahlgrabstätte beigesetzt zu werden, bei Eintritt eines 
Bestattungsfalles über andere Bestattungen und über die Art der 
Gestaltung und der Pflege der Grabstätte zu entscheiden. 
(11) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, 
an teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit 
zurückgegeben werden. Eine Rückgabe ist nur für die gesamte 
Grabstätte möglich. 

(7) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll der 
Erwerber/die Erwerberin für den Fall des eigenen Ablebens aus dem 
in Satz 2 genannten Personenkreis seine Nachfolge im 
Nutzungsrecht bestimmen und der Person das Nutzungsrecht durch 
schriftlichen Vertrag übertragen. Wird bis zu seinem/ihrem Ableben 
keine derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungsrecht in 
nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des/der 
verstorbenen Nutzungsberechtigten mit deren Zustimmung über: - 
auf den überlebenden Ehegatten, - auf den Lebenspartner nach 
dem Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft c) auf die 
Kinder, 
d) auf die Stiefkinder, 
e) auf die Eltern, 
f) auf die vollbürtigen Geschwister, 
g) auf die Stiefgeschwister. Innerhalb der einzelnen Gruppen c) - 
d),f) und g) wird die älteste Person nutzungsberechtigt. Sofern keine 
der vorgenannten Personen innerhalb eines Jahres nach dem 
Ableben des bisherigen Nutzungsberechtigten die Zustimmung nach 
Satz 2 erklärt, erlischt das Nutzungsrecht. 
(8) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht nur 
auf eine Person aus dem Kreis der in Abs. 7 Satz 2 genannten 
Personen übertragen; er bedarf hierzu der vorherigen Zustimmung 
der Friedhofsverwaltung. Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen 
zulassen. 
(9) Jede/r Rechtsnachfolger/in hat das Nutzungsrecht unverzüglich 
durch die Friedhofsverwaltung nach Erwerb auf sich umschreiben zu 
lassen. 
(10) Der/die jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der 
Friedhofssatzung und der dazu ergangenen Regelungen das Recht, 
in der Wahlgrabstätte beigesetzt zu werden, bei Eintritt eines 
Bestattungsfalles über andere Bestattungen und über die Art der 
Gestaltung und der Pflege der Grabstätte zu entscheiden. 
(11) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, 
an teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit 
zurückgegeben werden. Eine Rückgabe ist nur für die gesamte 
Grabstätte möglich. 

§ 15 § 15  Aschenbeisetzungen 
(1) Aschen dürfen beigesetzt werden in a) Urnenreihengrabstätten, 
b) Urnenwahlgrabstätten, 
c) Grabstätten für Erdbestattungen 

§ 15  Aschenbeisetzungen 
(1) Aschen dürfen beigesetzt werden in a) Urnenreihengrabstätten, 
- Urnenwahlgrabstätten, - Grabstätten für Erdbestattungen 
(2) Urnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten, die der Reihe 
nach belegt und im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit zur 

Unverändert. 
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(2) Urnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten, die der Reihe 
nach belegt und im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit zur 
Beisetzung einer Asche abgegeben werden. Ein Wiedererwerb des 
Nutzungsrechtes ist nicht möglich. In einer Urnenreihengrabstätte 
kann 1 Asche bestattet werden. 
(3) Urnenwahlgrabstätten sind für Urnenbestattungen bestimmte 
Grabstätten, an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer 
von 25 Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren Lage gleichzeitig 
im Benehmen mit dem Erwerber festgelegt wird. 
Urnenwahlgrabstätten werden nur als mehrstellige Grabstätten 
vergeben. In einer Urnenwahlgrabstätte darf je Stelle nur eine Urne 
beigesetzt werden. 
(4) . Bei voll belegten Grabstellen kann die Friedhofsverwaltung auf 
Antrag die Beisetzung von bis zu 1 Urne zusätzlich gestatten, wenn 
die räumlichen Verhältnisse der Grabstellen dies zulassen. 
(5) Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung etwas anderes ergibt, 
gelten die Vorschriften für die Reihengrabstätten und für die 
Wahlgrabstätten entsprechend auch für Urnengrabstätten bzw. die 
Beisetzung von Aschen in Wahlgrabstätten. 

Beisetzung einer Asche abgegeben werden. Ein Wiedererwerb des 
Nutzungsrechtes ist nicht möglich. In einer Urnenreihengrabstätte 
kann 1 Asche bestattet werden. 
(3) Urnenwahlgrabstätten sind für Urnenbestattungen bestimmte 
Grabstätten, an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer 
von 25 Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren Lage gleichzeitig 
im Benehmen mit dem Erwerber festgelegt wird. 
Urnenwahlgrabstätten werden nur als mehrstellige Grabstätten 
vergeben. In einer Urnenwahlgrabstätte darf je Stelle nur eine Urne 
beigesetzt werden. 
(4) . Bei voll belegten Grabstellen kann die Friedhofsverwaltung auf 
Antrag die Beisetzung von bis zu 1 Urne zusätzlich gestatten, wenn 
die räumlichen Verhältnisse der Grabstellen dies zulassen. 
(5) Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung etwas anderes ergibt, 
gelten die Vorschriften für die Reihengrabstätten und für die 
Wahlgrabstätten entsprechend auch für Urnengrabstätten bzw. die 
Beisetzung von Aschen in Wahlgrabstätten. 

§ 16 § 16  Aschenbeisetzung ohne Urne 
(1) Die Asche wird auf einem vom Friedhofsträger festgelegten 
Bereich des Friedhofes durch Verstreuung der Asche beigesetzt, 
wenn der Verstorbene dies schriftlich bestimmt hat. Abs. 2 entfällt 
3) Dem Friedhofsträger ist vor der Beisetzung der Asche nach 
Absatz 1 die schriftliche Erklärung im Original vorzulegen. Am 
Aschenstreufeld wird nicht gekennzeichnet, wer beigesetzt worden 
ist. Grabmale und bauliche Anlagen sind nicht zulässig. 

§ 16  Aschenbeisetzung ohne Urne 
(1) Die Asche wird auf einem vom Friedhofsträger festgelegten 
Bereich des Friedhofes durch Verstreuung der Asche beigesetzt, 
wenn der Verstorbene dies schriftlich oder elektronisch bestimmt 
hat. 2) Dem Friedhofsträger ist vor der Beisetzung der Asche nach 
Absatz 1 die Erklärung vorzulegen. Am Aschenstreufeld wird nicht 
gekennzeichnet, wer beigesetzt worden ist. Grabmale und bauliche 
Anlagen sind nicht zulässig. 

Abs. 1: Die Bestimmung des Verstorbenen kann künftig auch 
elektronisch erfolgen. 
Abs. 2: Die Vorlage der Erklärung im Original ist nicht mehr 
gefordert. 
Redaktionell: Die Absatzbezeichnung „2)“ ist unvollständig; der 
bisherige Vermerk „Abs. 2 entfällt“ ist zutreffend beseitigt. 

§ 17 § 17  Ehrengrabstätten 
Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von 
Ehrengrabstätten (einzeln oder in geschlossenen Feldern) obliegen 
der Gemeinde. 

§ 17  Ehrengrabstätten 
Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von 
Ehrengrabstätten (einzeln oder in geschlossenen Feldern) obliegen 
der Gemeinde. 

Unverändert. 

– – bisher nicht geregelt – Vorbemerkungen (vor Abschnitt V – Gestaltung der Grabstätten) 
Der Havixbecker Friedhof wurde als Garten für die Lebenden und 
Toten parkähnlich angelegt. Dementsprechend gibt es auf den 
Grabfeldern unterschiedliche Gestaltungsvorschriften, um das 
naturnahe Konzept zu erhalten und weiterzuführen. Dies hat zur 
Folge, dass sowohl besondere Regelungen hinsichtlich der 
Bepflanzung der Gräber aber auch bezogen auf die Gestaltung der 
Grabmale getroffen sind. Insbesondere an den Hauptwegeachsen, 

Neu eingefügter, nicht paragraphierter Text vor Abschnitt V. 
Prüfhinweis: Es sollte klargestellt werden, ob die 
Vorbemerkungen Satzungsrecht sein sollen. Als bloße 
Erläuterung gehören sie in die Begründung der Vorlage, nicht in 
den Satzungstext. 
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im näheren Umfeld der Friedhofshalle sowie der zentralen 
Brunnenanlagen gelten erhöhte gestalterische Anforderungen. 

§ 18 § 18  Grabfelder mit allgemeinen und besonderen 
Gestaltungsvorschri ften 
(1) Auf dem Friedhof werden Grabfelder mit allgemeinen und 
Grabfelder besonderen Gestaltungsvorschriften eingerichtet. 
(2) Es besteht die Möglichkeit, eine Grabstätte in einem Grabfeld 
mit allgemeinen oder besonderen Gestaltungsvorschriften zu 
wählen. Die Friedhofsverwaltung hat auf diese Wahlmöglichkeit vor 
dem Erwerb eines Nutzungsrechtes hinzuweisen. Wird von dieser 
Wahlmöglichkeit nicht bei der Anmeldung der Bestattung Gebrauch 
gemacht, erfolgt die Bestattung in einem Grabfeld mit besonderen 
Gestaltungsvorschriften. 

§ 18  Grabfelder mit allgemeinen und besonderen 
Gestaltungsvorschriften 
(1) Auf dem Friedhof werden Grabfelder mit allgemeinen und 
Grabfelder besonderen Gestaltungsvorschriften eingerichtet. Die 
besonderen Gestaltungsvorschriften betreffen sowohl die 
Gestaltung des Grabmales als auch die Gestaltung der 
Grabbepflanzung. 
(2) Es besteht die Möglichkeit, eine Grabstätte in einem Grabfeld 
mit allgemeinen oder besonderen Gestaltungsvorschriften zu 
wählen. Die Friedhofsverwaltung hat auf diese Wahlmöglichkeit vor 
dem Erwerb eines Nutzungsrechtes hinzuweisen. Wird von dieser 
Wahlmöglichkeit nicht bei der Anmeldung der Bestattung Gebrauch 
gemacht, erfolgt die Bestattung in einem Grabfeld mit besonderen 
Gestaltungsvorschriften. 

Abs. 1 Satz 2 neu: Klarstellung, dass die besonderen 
Gestaltungsvorschriften sowohl das Grabmal als auch die 
Grabbepflanzung betreffen. 

§ 19 § 19  Allgemeine Gestaltungsvorschriften 
(1) Jede Grabstätte ist - unbeschadet der Anforderungen für 
Grabfelder mit zusätzlichen Gestaltungsvorschriften (§§ 21 und 29) - 
so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass der 
Friedhofszweck und der Zweck dieser Satzung sowie die Würde des 
Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage 
gewahrt wird. Wiesengräber und anonyme Urnenreihengrabstätten 
werden durch die Friedhofsverwaltung hergerichtet. 
(2) Kränze müssen nach einer Bestattung im Winter, spätestens im 
Frühjahr und im Sommer 6 Wochen nach der Bestattung abgeräumt 
werden. 
(3) Die endgültige Gestaltung der Grabstätte hat spätestens 1/2 Jahr 
nach der Bestattung bzw. Erwerb des Nutzungsrechtes zu erfolgen. 
(3a) Eine Abdeckung der Grabfläche mit Grabplatten, Steinen oder 
wasserundurchlässigen Folien ist nicht gestattet, damit der 
Verwesungs- oder Verrottungsprozess nicht beeinträchtigt wird. Die 
Grababdeckung mit Rinde, z.B. Pinienrinde wird ausdrücklich 
zugelassen. Zur Grabgrenze muss mindestens ein 25 cm breiter 
Pflanzstreifen erhalten bleiben. 
(4) Beeinträchtigungen durch angrenzende Friedhofsbäume und 
andere Gehölze sind hinzunehmen. 
(5) Die gepflanzten Bäume und Sträucher gehen entschädigungslos 
in das Eigentum des Friedhofseigentümers über. Die Pflege der 
Bäume und Sträucher wird vom Friedhofsgärtner besorgt. 

§ 19  Allgemeine Gestaltungsvorschriften 
(1) Jede Grabstätte ist - unbeschadet der Anforderungen für 
Grabfelder mit zusätzlichen Gestaltungsvorschriften (§§ 21 und 29) - 
so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass der 
Friedhofszweck und der Zweck dieser Satzung sowie die Würde des 
Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage 
gewahrt wird. Wiesengräber und anonyme Urnenreihengrabstätten 
werden durch die Friedhofsverwaltung hergerichtet. Der von der 
Friedhofsverwaltung anlässlich der Beisetzung erstellte Grabhügel 
ist mindestens für die Dauer von 6 Monaten zu dulden und danach 
durch den/die Nutzungsberechtigten niveaugleich abzutragen bzw. 
Absackungen sind niveaugleich aufzufüllen. 
(2) Kränze müssen nach einer Bestattung im Winter, spätestens im 
Frühjahr und im Sommer 6 Wochen nach der Bestattung abgeräumt 
werden. S. auch § 27 Abs. 2. 
(3) Die endgültige Gestaltung der Grabstätte hat spätestens 1/2 Jahr 
nach der Bestattung bzw. Erwerb des Nutzungsrechtes zu erfolgen. 
Hinsichtlich der Verwendung von provisorischen Grabmalen 
(Holzkreuze o.ä.) s. auch § 22 Abs. 5. 
(4) Eine Abdeckung der Grabfläche mit Grabplatten, Steinen oder 
wasserundurchlässigen Materialien ist nicht gestattet, damit der 
Verwesungs- oder Verrottungsprozess nicht beeinträchtigt wird. Die 
Grababdeckung der nicht bepflanzten Bereiche mit Rinde, z.B. 
Pinienrinde wird ausdrücklich zugelassen. Zur Grabgrenze muss 
mindestens ein 25 cm breiter Pflanzstreifen erhalten bleiben. 

Vollständige Neustrukturierung: Die allgemeinen 
Gestaltungsvorschriften werden hier gebündelt; Regelungen aus 
§§ 20 und 27 werden überführt. 
Abs. 1 Satz 3 neu: Der Grabhügel ist mindestens sechs Monate zu 
dulden und anschließend niveaugleich abzutragen; Absackungen 
sind aufzufüllen. 
Abs. 4 (bisher Abs. 3a): Abdeckungsverbot erfasst nicht mehr nur 
Folien, sondern wasserundurchlässige Materialien; die 
Rindenabdeckung wird auf die nicht bepflanzten Bereiche 
begrenzt. 
Abs. 5 übernimmt das Kunststoffverbot aus § 27 Abs. 10 – ohne 
die Grabeinfassungen. 
Abs. 6 und 7 übernehmen Namensplatte und Standort des 
Grabmals aus § 20 Abs. 4 und 5. 
Abs. 8 übernimmt Trittplatten und Einfassungsverbot aus § 27 
Abs. 9. 
Abs. 10: Die Pflege von Bäumen und Sträuchern obliegt künftig 
der nutzungsberechtigten Person, erst nach Rückgabe dem 
Friedhofsgärtner. 
Abs. 13: Das Aufstellungsverbot für Ruhebänke wird auf die 
sonstigen Friedhofsflächen erstreckt. 
Redaktionell: In Abs. 13 steht ein Fußnotenzeichen im laufenden 
Text; „Friedhofsfläche“ ist in den Plural zu setzen. 
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(6) Gießkannen, Spaten, Harken und andere Geräte dürfen nicht auf 
den Grabstätten oder hinter den Grabmälern und in den 
Anpflanzungen aufbewahrt werden. Die Friedhofsverwaltung kann 
solche Gegenstände entfernen. Sie stellt Gießkannen und Geräte 
zum Allgemeingebrauch bereit. 
(7) Unpassende Gefäße (Einmachgläser, Konservendosen, Flaschen 
usw.) zur Aufnahme von Schnittblumen sind nicht gestattet. Sie 
können ohne vorherige Mitteilung an die Nutzungsberechtigten 
entfernt werden. 
(8) Ruhebänke dürfen auf den Gräbern nicht aufgestellt werden. 

(5) Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstoffe dürfen in 
sämtlichen Produkten der Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, 
Trauergebinden, Trauergestecken, im Grabschmuck sowie bei 
Pflanzenzuchtbehältern, die an der Pflanze verbleiben, nicht 
verwendet werden. Ausgenommen sind Grabvasen, 
Markierungszeichen, Gießkannen und anderes Kleinzubehör. Solche 
Gegenstände sind nach Ende des Gebrauchs vom Friedhof zu 
entfernen oder in den zur Abfalltrennung vorgesehenen 
Behältnissen abzulegen. 
(6) Auf jeder Grabstätte darf lediglich 1 Grabmal errichtet werden, 
wobei die Möglichkeit besteht, zusätzlich zu einem stehenden 
Grabmal 1 Namensplatte aufzubringen. Die Namensplatte darf nicht 
größer als 40x40 cm sein und muss eine Stärke von 5-10 cm haben. 
(7) Der Standort des Grabmales auf der Grabstätte wird entweder 
im Belegungsplan oder von der Friedhofsverwaltung festgesetzt. Es 
ist im rückwärtigen Drittel zu platzieren und es hat einen 
Mindestabstand von 10 cm vom Rand einzuhalten. In besonders 
gelagerten Fällen, z. B. wenn die Grabstätte mit der Rückseite an 
eine Pflanzung stößt, kann die Friedhofsverwaltung die Aufstellung 
des Grabmales hinter der Grabstätte zulassen. 
(8) Rechteckige Trittplatten, die der Abgrenzung oder der 
Andeutung einer Abgrenzung zwischen den Grabstätten dienen, 
oder andere Andeutungen von Abgrenzungen werden von der 
Friedhofsverwaltung verlegt. Eine Einfassung der Grabstätte aus 
Stein, Holz oder Metall ist nicht gestattet. 
(9) Beeinträchtigungen durch angrenzende Friedhofsbäume und 
andere Gehölze sind hinzunehmen. 
(10) Die gepflanzten Bäume und Sträucher gehen entschädigungslos 
in das Eigentum des Friedhofseigentümers über. Die Pflege der 
Bäume und Sträucher ist von der nutzungsberechtigten Person 
während der Nutzungsdauer und nach Rückgabe durch den 
Friedhofsgärtner durchzuführen. 
(11) Gießkannen, langstielige Spaten, Harken und andere Geräte 
dürfen nicht auf den Grabstätten oder hinter den Grabmälern und 
in den Anpflanzungen aufbewahrt werden. Die Friedhofsverwaltung 
kann solche Gegenstände entfernen. Sie stellt Gießkannen und 
langstielige Geräte zum Allgemeingebrauch bereit. 
(12) Unpassende Gefäße (Einmachgläser, Konservendosen, Flaschen 
usw.) zur Aufnahme von Schnittblumen sind nicht gestattet. Sie 
können ohne vorherige Mitteilung an die Nutzungsberechtigten 
entfernt werden. 



Gemeinde Havixbeck – Synopse Friedhofssatzung 

Seite 15 von 27 

§ Bisherige Fassung (Stand 01.10.2015) Neufassung (Entwurf nach Beratung der Friedhofskommission, 
25.06.2026) 

Anmerkungen 

(13) Ruhebänke dürfen weder auf den Gräbern noch auf den 
sonstigen Friedhofsfläche durch Private 1 aufgestellt werden. 

§ 19a § 19a  Allgemeine Gestaltungsvorschriften für Wiesengräber und 
anonyme Urnenreihengrabstätten 
(1) Die Herrichtung und Unterhaltung von Grabstätten in 
Wiesengräbern und anonymen Urnenreihengräbern erfolgt 
ausschließlich durch die Friedhofsverwaltung. Für diese Grabstätten 
gibt es keine gärtnerischen Gestaltungsmöglichkeiten; sie dürfen 
von den Nutzungsberechtigten nicht bepflanzt werden. 
(2) Auf den Grabstätten in Wiesengrabfeldern oder anonymen 
Urnenreihengrabfeldern dürfen nach der Herrichtung durch die 
Friedhofsverwaltung keine Grabmale, Holzkreuze, Grabvasen, 
Grablichter oder Ähnliches aufgestellt werden. 
(3) Für Wiesengrabstätten sind nur Grabmale zugelassen, die 
vollständig in das Erdreich eingelassen sind und mindestens 3 cm 
unterhalb der Bodenoberfläche liegen. Diese Grabmale dürfen eine 
Größe von 0,16 m² und in der Breite und Länge 0,50 m nicht 
überschreiten. Sie müssen vom Material und der Stärke so 
beschaffen sein, dass sie von einem Aufsitzrasenmäher überfahren 
werden können, ohne dass Beschädigungen am Grabmal auftreten. 
Weiter müssen sie so im Boden befestigt sein, dass sie nicht 
einseitig aus der Bodenoberfläche herausragen können. Für evtl. 
Schäden an den Grabmalen, die durch das Überfahren entstehen, 
übernimmt die Gemeinde keine Haftung. 
(4) Für die Unterhaltung der Grabmale in Wiesengrabfeldern ist der 
Nutzungsberechtigte der Grabstätte zuständig. Entspricht das 
Grabmal nicht den Anforderungen nach Abs. 3, so hat der 
Nutzungsberechtigte der Grabstätte nach schriftlicher Aufforderung 
durch die Friedhofsverwaltung das Grabmal innerhalb 
angemessener Frist zu entfernen oder in Ordnung zu bringen. 
Kommt der Nutzungsberechtigte seiner Verpflichtung nicht nach, 
kann die Friedhofsverwaltung das Grabmal auf seine Kosten 
entfernen oder in Ordnung bringen bzw. entfernen oder in Ordnung 
bringen lassen. Wird der Abs. 2 dieser Vorschrift nicht eingehalten, 
ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, ohne vorherige Mitteilung 
an den Nutzungsberechtigten auf der Grabstätte aufstehende 
Gegenstände zu entfernen bzw. entfernen zu lassen. Der 
Nutzungsberechtigte wird aufgefordert, diese innerhalb von 3 
Monaten bei der Friedhofsverwaltung abzuholen. Kommt er dieser 
Aufforderung nicht nach, gehen die Gegenstände nach Ablauf der 
Frist von 3 Monaten in das Eigentum der Gemeinde über. 

§ 19a  Gestaltungsvorschriften für Wiesengräber und anonyme 
Urnenreihengrabstätten 
(1) Die Herrichtung und Unterhaltung von Grabstätten in 
Wiesengräbern und anonymen Urnenreihengräbern erfolgt 
ausschließlich durch die Friedhofsverwaltung. Für diese Grabstätten 
gibt es keine gärtnerischen Gestaltungsmöglichkeiten; sie dürfen 
von den Nutzungsberechtigten nicht bepflanzt werden. 
(2) Auf den Grabstätten in Wiesengrabfeldern oder anonymen 
Urnenreihengrabfeldern dürfen nach der Herrichtung durch die 
Friedhofsverwaltung keine stehenden Grabmale, Holzkreuze, 
Grabvasen, Grablichter oder Ähnliches aufgestellt werden. Es sind 
ausschließlich Namensplatten zugelassen (s. auch § 21 Abs. 8). 
(3) Für die Unterhaltung der Grabmale in Wiesengrabfeldern ist 
der/die Nutzungsberechtigte der Grabstätte zuständig. Entspricht 
das Grabmal nicht den Anforderungen nach Abs. 2, so hat der/die 
Nutzungsberechtigte der Grabstätte nach schriftlicher Aufforderung 
durch die Friedhofsverwaltung das Grabmal innerhalb 
angemessener Frist zu entfernen oder in Ordnung zu bringen. 
Kommt der/die Nutzungsberechtigte seiner/ihrer Verpflichtung 
nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung das Grabmal auf 
seine/ihre Kosten entfernen oder in Ordnung bringen bzw. 
entfernen oder in Ordnung bringen lassen. Wird der Abs. 2 dieser 
Vorschrift nicht eingehalten, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, 
ohne vorherige Mitteilung an die nutzungsberechtigte Person auf 
der Grabstätte aufstehende Gegenstände zu entfernen bzw. 
entfernen zu lassen. Der/die Nutzungsberechtigte wird 
aufgefordert, diese innerhalb von 3 Monaten bei der 
Friedhofsverwaltung abzuholen. Kommt er/sie dieser Aufforderung 
nicht nach, gehen die Gegenstände nach Ablauf der Frist von 3 
Monaten in das Eigentum der Gemeinde über. 

Überschrift ohne „Allgemeine“. 
Abs. 2: Untersagt sind künftig nur stehende Grabmale; 
Namensplatten werden ausdrücklich zugelassen (Verweis auf § 
21 Abs. 8). 
Der bisherige Abs. 3 (technische Anforderungen an 
Wiesengrabmale) wird nach § 21 Abs. 8 verlagert und dort um 
die Höchsttiefe von 6 cm ergänzt; die Verweisung in Abs. 3 ist 
entsprechend auf Abs. 2 angepasst. 



Gemeinde Havixbeck – Synopse Friedhofssatzung 

Seite 16 von 27 

§ Bisherige Fassung (Stand 01.10.2015) Neufassung (Entwurf nach Beratung der Friedhofskommission, 
25.06.2026) 

Anmerkungen 

§ 20 § 20  Grabfelder mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften 
(1) Die Grabmale und baulichen Anlagen in Grabfeldern mit 
allgemeinen Gestaltungsvorschriften unterliegen unbeschadet der 
Bestimmungen des § 19 in ihrer Gestaltung, Bearbeitung und 
Anpassung an die Umgebung keinen zusätzlichen Anforderungen. 
(2) Abs. 2 entfällt 
(3) Die Friedhofsverwaltung kann weitergehende Anforderungen 
verlangen, wenn dies aus Gründen der Standsicherheit erforderlich 
ist. 
(4) Auf jeder Grabstätte darf lediglich 1 Grabmal errichtet werden, 
wobei die Möglichkeit besteht, zusätzlich zu einem stehenden 
Grabmal 1 Namensplatte aufzubringen. Die Namensplatte darf nicht 
größer als 40x40 cm sein und muss eine Stärke von 5-10 cm haben. 
(5) Der Standort des Grabmales auf der Grabstätte wird entweder 
im Belegungsplan oder von der Friedhofsverwaltung festgesetzt. Es 
ist im rückwärtigen Drittel zu platzieren und es hat einen 
Mindestabstand von 10 cm vom Rand einzuhalten. In besonders 
gelagerten Fällen, z. B. wenn die Grabstätte mit der Rückseite an 
eine Pflanzung stößt, kann die Friedhofsverwaltung die Aufstellung 
des Grabmales hinter der Grabstätte zulassen. 

§ 20  Allgemeinen Gestaltungsvorschriften 
für Grabmale 
(1) Die Grabmale in Grabfeldern mit allgemeinen 
Gestaltungsvorschriften unterliegen unbeschadet der 
Bestimmungen des § 19 in ihrer Gestaltung, Bearbeitung und 
Anpassung an die Umgebung keinen zusätzlichen Anforderungen. 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann weitergehende Anforderungen 
verlangen, wenn dies aus Gründen der Standsicherheit erforderlich 
ist. 

Auf Grabmale beschränkt; die baulichen Anlagen entfallen aus 
dem Anwendungsbereich. 
Die bisherigen Abs. 4 und 5 (Namensplatte, Standort) sind nach § 
19 Abs. 6 und 7 überführt; der Leervermerk „Abs. 2 entfällt“ ist 
beseitigt. 

§ 21 § 21  Grabfelder mit besonderen Gestaltungsvorschriften 
(1) Die Grabmale müssen in ihrer Gestaltung, Bearbeitung und 
Materialauswahl den erhöhten Anforderungen der Umgebung 
angepasst werden. 
(2) Für die Grabmale dürfen nur folgende Materialien verwendet 
werden: Natursteine, Holz, geschmiedetes oder gegossenes Metall. 
Nicht zugelassen sind zufallsgeformte asymmetrische Steine oder 
asymmetrische Formen ohne besondere Aussage, Findlinge, 
findlingsähnliche, unbearbeitete, bruchraue Steine. Ebenfalls 
ausgeschlossen werden Grabsteine in grellweißer Farbe, wie z.B. 
Carrara oder Tassos, sowie in tiefschwarzer Farbe, wie z.B. Nero-
Assoluto. 
(3) Bei der Gestaltung und Bearbeitung der Ansichtsflächen sind 
folgende Vorschriften einzuhalten: 
a) Jede handwerkliche Oberflächenbearbeitung ist zugelassen, die 
nicht einen feineren Schliff als 120er Korn hat, d.h. die Oberfläche 
darf keine Spiegelung aufweisen. Alle Sichtflächen müssen 
gleichmäßig bearbeitet sein. Dies gilt auch für Grabmale, die aus 
einem anderen Material als Stein gefertigt sind. Randschläge sind 
nicht erlaubt. Ausarbeitung von Reliefs und deren 
Oberflächenbehandlung können eine andere Bearbeitung 

§ 21  Grabstätten mit besonderen Gestaltungsvorschriften 
für Grabmale 
(1) Die Grabmale müssen in ihrer Gestaltung, Bearbeitung und 
Materialauswahl den erhöhten Anforderungen der Umgebung 
angepasst werden. 
(2) Für die Grabmale dürfen nur folgende Materialien verwendet 
werden: Natursteine, Holz, geschmiedetes oder gegossenes Metall. 
Nicht zugelassen sind zufallsgeformte asymmetrische Steine oder 
asymmetrische Formen ohne besondere Aussage, Findlinge, 
findlings-ähnliche, unbearbeitete, bruchraue Steine, damit das 
Erscheinungsbild des Grabfeldes durch bearbeitete Grabmale 
geprägt wird und insofern zu einer ruhigen und würdigen Anlage 
beiträgt (vgl. auch § 29 Abs. 1) Ebenfalls ausgeschlossen werden 
Grabsteine in grellweißer Farbe, wie z.B. Carrara oder Tassos, sowie 
in tiefschwarzer Farbe, wie z.B. Nero-Assoluto. 
(3) Bei der Gestaltung und Bearbeitung der Ansichtsflächen sind 
folgende Vorschriften einzuhalten: 
a) Jede handwerkliche Oberflächenbearbeitung ist zugelassen, die 
nicht einen feineren Schliff als 120er Korn hat, d.h. die Oberfläche 
darf keine Spiegelung aufweisen. Alle Sichtflächen müssen 
gleichmäßig bearbeitet sein. Dies gilt auch für Grabmale, die aus 

Überschrift: „Grabstätten“ statt „Grabfelder“, Zusatz „für 
Grabmale“. 
Abs. 2: Der Ausschluss unbearbeiteter Steine wird ausdrücklich 
begründet. 
Abs. 3 lit. a: Das Verbot der Randschläge wird begründet. 
Abs. 5: Der Buchstabenkatalog wird durch eine Maßtabelle 
ersetzt. Inhaltlich wird für zweistellige Urnenwahlgräber erstmals 
eine eigene Höhe (70 cm) und Mindeststärke (15 cm) 
ausgewiesen; die Sockelstärke ist in die Höhe einzurechnen; die 
20-%-Überschreitung gilt nur für kreuzförmige Grabmale mit 
Sockel. 
Abs. 7: Das Ausnahmeermessen stellt auf das jeweilige Grabfeld 
ab; das Kriterium der künstlerischen Anforderungen entfällt, Abs. 
2 bleibt unberührt. 
Abs. 8 neu: Wiesengrabmale (aus § 19a Abs. 3), Einlasstiefe 
künftig 3 bis 6 cm. 
Abs. 9: Steinmetzzeichen künftig bis 10 × 10 cm und auch als 
Plakette zulässig (bisher nur abgekürzt, max. 3 cm). 
Redaktionell: doppelter Punkt am Ende von Abs. 9. 



Gemeinde Havixbeck – Synopse Friedhofssatzung 

Seite 17 von 27 

§ Bisherige Fassung (Stand 01.10.2015) Neufassung (Entwurf nach Beratung der Friedhofskommission, 
25.06.2026) 

Anmerkungen 

aufweisen als die übrige Oberfläche des Grabmals. b) Die Grabmale 
müssen aus einem Stück hergestellt sein und dürfen keinen Sockel 
haben (Ausnahme: Grabmale aus Metall auf Natursteinsockel, 
maximal 15 cm hoch). c) Schriftzüge und Symbole sind nur wie folgt 
zugelassen: Ornamente, Schriften und Symbole müssen als vertieft, 
vertieft/erhaben oder erhaben aus dem monolithischen Grabstein 
ausgearbeitet werden. In den Fällen, in denen die Struktur oder 
natürliche Farbwirkung des Grabsteines die Lesbarkeit von 
Schriften, Daten und Symbolen erschwert, kann im Wege einer 
Ausnahme deren Ausmalung genehmigt werden. Die Genehmigung 
kann auf Antrag nur dann durch die Friedhofsverwaltung erteilt 
werden, wenn nach Vorlage einer Farbprobe auf dem Grabstein 
festgestellt werden kann, dass die Farbe zum Stein passt. Schwarz, 
weiß, gold oder silber sind grundsätzlich nicht gestattet. 
(4) Stehende oder liegende Grabmale sind zulässig. Ebenfalls 
genehmigt werden Namensplatten, die nicht größer sind als 40 x 40 
cm in Verbindung mit einer Grabstelle. Maximale Neigung der 
Namensplatte 2 cm. 
(5) Auf den Grabstätten sind stehende Grabmale bis zu folgenden 
Größen zulässig: 
a) auf Reihengrabstätten für Kinder bis 0,15 m2 Ansichtsfläche, 
b) auf Reihengrabstätten für Erwachsene bis 0,45 m² Ansichtsfläche, 
c) auf zwei- und dreistelligen Wahlgrabstätten bis 0,65 m² 
Ansichtsfläche, 
d) auf vier- und mehrstelligen Wahlgrabstätten bis 0,85 m2 
Ansichtsfläche e) auf Urnenreihengräbern 0,25 m2 Ansichtsfläche f) 
auf 2-stelligen Urnenwahlgräbern 0,25 m² Ansichtsfläche g) auf 4-
stelligen Urnenwahlgräbern 0,30 m2 Ansichtsfläche h) stehende 
Grabmale müssen nach 5 a) wenigstens 15 cm, nach 5 b) und 5 c) 
mindestens 18 cm, nach 5 d) mindestens 20 cm, nach 5 e) und f) 
mindestens 15 cm und nach 5 g) mindestens 18 cm stark sein. 
Grabmale dürfen nach 5 a), 
e) und f) maximal 70 cm, nach 5 b) maximal 110 cm , nach 5 c) 
maximal 130 cm nach 5 d) maximal 150 cm und nach 5 g) maximal 
90 cm hoch sein. Stehende Grabmale müssen an der höchsten Stelle 
mindestens doppelt so hoch wie breit sein. Kreuzförmige Grabmale 
können die Breite um 20 % überschreiten, wenn die vorgesehene 
Ansichtsfläche eingehalten wird. Liegende Grabmale müssen an der 
niedrigsten Stelle mindestens 15 cm und dürfen höchstens 25 cm 
stark sein; sie dürfen nicht mehr als 75 % der Ansichtsfläche 
stehender Grabmale haben. Liegende Grabmale aus Metall müssen 
auf einem Naturstein befestigt sein. 

einem anderen Material als Stein gefertigt sind. Zur Vermeidung 
eines unruhigen Erscheinungsbildes der Oberfläche sind 
Randschläge nicht erlaubt. Ausarbeitung von Reliefs und deren 
Oberflächenbehandlung können eine andere Bearbeitung 
aufweisen als die übrige Oberfläche des Grabmals. b) Die Grabmale 
müssen aus einem Stück hergestellt sein und dürfen keinen Sockel 
haben (Ausnahme: Grabmale aus Metall auf Natursteinsockel, 
maximal 15 cm hoch). c) Schriftzüge und Symbole sind nur wie folgt 
zugelassen: Ornamente, Schriften und Symbole müssen als vertieft, 
vertieft/erhaben oder erhaben aus dem monolithischen Grabstein 
ausgearbeitet werden. In den Fällen, in denen die Struktur oder 
natürliche Farbwirkung des Grabsteines die Lesbarkeit von 
Schriften, Daten und Symbolen erschwert, kann im Wege einer 
Ausnahme deren Ausmalung genehmigt werden. Die Genehmigung 
kann auf Antrag nur dann durch die Friedhofsverwaltung erteilt 
werden, wenn nach Vorlage einer Farbprobe auf dem Grabstein 
festgestellt werden kann, dass die Farbe zum Stein passt. Schwarz, 
weiß, gold oder silber sind grundsätzlich nicht gestattet. 
(4) Stehende oder liegende Grabmale sind zulässig. Ebenfalls 
genehmigt werden Namensplatten, die nicht größer sind als 40 x 40 
cm in Verbindung mit einer Grabstelle. Maximale Neigung der 
Namensplatte 2 cm. 
(5) Auf den Grabstätten sind stehende Grabmale bis zu folgenden 
Größen zulässig: Art der Grabstätte / Ansichtsfläche / Mindeststärke 
/ Höhe maximal | Reihengrabstätte, Kinder / 0,15 m² / 15 cm / 70 
cm | Reihengrabstätte, Erwachsene / 0,45 m² / 18 cm / 110 cm | 
Wahlgrabstätte, zwei- und dreistellig / 0,65 m² / 18 cm / 130 cm | 
Wahlgrabstätte, vier- und mehrstellig / 0,85 m² / 20 cm / 150 cm | 
Urnenreihengrab / 0,25 m² / 15 cm / 70 cm | Urnenwahlgrab, 
zweistellig / 0,25 m² / 15 cm / 70 cm | Urnenwahlgrab, vierstellig / 
0,30 m² / 18 cm / 90 cm | Stehende Grabmale müssen an der 
höchsten Stelle mindestens doppelt so hoch wie breit sein. 
Kreuzförmige Grabmale mit Sockel können die Breite um 20 % 
überschreiten, wenn die vorgesehene Ansichtsfläche eingehalten 
wird. Bei der Ermittlung der maximalen Höhe ist die Stärke des 
Sockels mitzurechnen. Liegende Grabmale müssen an der 
niedrigsten Stelle mindestens 15 cm und dürfen höchstens 25 cm 
stark sein; sie dürfen nicht mehr als 75 % der Ansichtsfläche 
stehender Grabmale haben. Liegende Grabmale aus Metall müssen 
auf einem Naturstein befestigt sein. 
(6) Damit störende Wiederholungen vermieden werden und zum 
Schutze bereits ausgeführter persönlicher Motive auf Grabmalen 
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(6) Damit störende Wiederholungen vermieden werden und zum 
Schutze bereits ausgeführter persönlicher Motive auf Grabmalen 
kann die Genehmigung gleicher oder sehr ähnlicher Grabmale 
versagt werden. 
(7) Soweit es die Friedhofsverwaltung innerhalb der 
Gesamtgestaltung des Friedhofes und unter Berücksichtigung 
künstlerischer Anforderungen für vertretbar hält, kann sie 
Ausnahmen von den Vorschriften der Absätze 3 bis 6 und auch 
sonstige bauliche Anlagen zulassen. Besonders körperhafte 
Grabmale eignen sich zur Auflockerung von Grabfeldern, 
insbesondere auf Urnengrabfeldern. 
(8) enfällt 
(9) Steinmetzzeichen dürfen nur in abgekürzter Form eingehauen 
werden (maximale Größe 3 cm). 
(10) Historische Grabmale, die den Gestaltungsvorschriften nicht 
entsprechen, genießen Bestandsschutz. 

kann die Genehmigung gleicher oder sehr ähnlicher Grabmale 
versagt werden. 
(7) Soweit es die Friedhofsverwaltung innerhalb der 
Gesamtgestaltung des Friedhofes und des Grabfeldes, in dem das 
Grabmal errichtet werden soll, für vertretbar hält, kann sie 
Ausnahmen von den Vorschriften der Absätze 3 bis 6 und auch 
sonstige bauliche Anlagen zulassen. Besonders körperhafte 
Grabmale (kubisch/würfelförmig) eignen sich zur Auflockerung von 
Grabfeldern, insbesondere auf Urnengrabfeldern. Abs. 2 bleibt 
unberührt. 
(8) Für Wiesengrabstätten sind nur Grabmale zugelassen, die 
vollständig in das Erdreich eingelassen sind und mindestens 3 cm 
und höchstens 6 cm unterhalb der Bodenoberfläche liegen. Diese 
Grabmale dürfen eine Größe von 0,16 m² und in der Breite und 
Länge 0,50 m nicht überschreiten. Sie müssen vom Material und der 
Stärke so beschaffen sein, dass sie von einem Aufsitzrasenmäher 
überfahren werden können, ohne dass Beschädigungen am 
Grabmal auftreten. Weiter müssen sie so im Boden befestigt sein, 
dass sie nicht einseitig aus der Bodenoberfläche herausragen 
können. Für evtl. Schäden an den Grabmalen, die durch das 
Überfahren entstehen, übernimmt die Gemeinde keine Haftung. 
(9) Steinmetzzeichen dürfen eingehauen werden oder als Plakette 
an unauffälliger Stelle angebracht werden, wobei eine maximale 
Größe 10 cm X 10 cm nicht überschritten werden darf.. 
(10) Historische Grabmale, die den Gestaltungsvorschriften nicht 
entsprechen, genießen Bestandsschutz. 

§ 21a § 21a  Grabsteine aus Kinderarbeit 
(1) Grabmäler und Grabeinfassungen aus Naturstein dürfen auf 
einem Friedhof nur aufgestellt werden, wenn 1. sie in Staaten 
gewonnen, be- und verarbeitet (Herstellung) worden sind, auf 
deren Staatsgebiet bei der Herstellung von Naturstein nicht gegen 
das Übereinkommen Nr. 182 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 17. Juni 1999 über das Verbot und 
unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten 
Formen der Kinderarbeit verstoßen wird, oder 2. durch eine 
Zertifizierungsstelle bestätigt worden ist, dass die Herstellung ohne 
schlimmste Formen von Kinderarbeit erfolgte, und die Steine durch 
das Aufbringen eines Siegels oder in anderer Weise unveränderlich 
als zertifiziert gekennzeichnet sind. 
(2) Eine Organisation wird von dem für Eine-Welt-Politik 
zuständigen Ressort (anerkennende Behörde) als 
Zertifizierungsstelle anerkannt, wenn sie 1. über einschlägige 

– entfällt – Entfällt; der Regelungsgehalt wird als § 6a vorangestellt (dort 
ohne Grabeinfassungen). 
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Erfahrungen und Kenntnisse verfügt, 2. weder unmittelbar noch 
mittelbar an der Herstellung oder am Handel mit Steinen beteiligt 
ist, 3. sich schriftlich verpflichtet, eine Bestätigung nach Absatz 1 
Nummer 2 nur auszustellen, wenn sie sich zuvor über das Fehlen 
schlimmster Formen von Kinderarbeit durch unangekündigte 
Kontrollen im Herstellungsstaat, die nicht länger als 6 Monate 
zurückliegen dürfen, vergewissert hat, 4. ihre Tätigkeit 
dokumentiert. Die anerkennende Behörde kann die Anerkennung 
mit Nebenbestimmungen versehen; die Gültigkeitsdauer ist auf 
höchstens 5 Jahre zu befristen. 
(3) Absatz 1 gilt nicht für Natursteine, die vor dem 1. Mai 2015 in 
das Bundesgebiet eingeführt wurden. 

§ 22 § 22  Zustimmungserfordernis 
(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen bedarf der 
vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Auch 
provisorische Grabmale sind zustimmungspflichtig, sofern sie 
größer als 0,50 X 0,70 m sind. Die schriftlichen Anträge sind durch 
den Verfügungsberechtigten oder in seinem Auftrag durch einen 
zugelassenen Grabmalhersteller zu stellen. Das Verfahren kann über 
eine einheitliche Stelle nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz 
Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) abgewickelt werden. Über die 
Zustimmung zur Errichtung oder Veränderung eines Grabmales 
entscheidet die Gemeinde Havixbeck innerhalb einer Frist von drei 
Monaten. § 42a Absatz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend. Hat die Gemeinde 
Havixbeck nicht innerhalb der Frist über den Antrag entschieden, 
gilt die Zustimmung als erteilt. 
(2) Den Anträgen sind zweifach beizufügen: 
a) Der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht im Maßstab 
1 : 10 unter Angabe des Materials, seiner Bearbeitung, der 
Anordnung der Schrift, der Ornamente und der Symbole sowie der 
Fundamentierung. b) Zeichnungen der Schrift im Maßstab 1 : 10, 
der Ornamente und der Symbole im Maßstab 1 : 5 unter Angabe 
des Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der 
Anordnung. Ausführungszeichnungen sind im Maßstab 1 : 1 
einzureichen, soweit es zum Verständnis erforderlich ist. In 
besonderen Fällen kann die Vorlage eines Modells im Maßstab 1 : 
10 oder das Aufstellen einer Attrappe in natürlicher Größe auf der 
Grabstätte verlangt werden. 
(3) Die Errichtung und jede Veränderung aller sonstigen baulichen 
Anlagen bedürfen ebenfalls der vorherigen schriftlichen 

§ 22  Zustimmungserfordernis für Grabmale 
(1) Die Errichtung und jede nachträgliche Veränderung (außer der 
Ergänzung von Namen und Daten) von Grabmalen bedarf der 
vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Auch 
provisorische Grabmale sind zustimmungspflichtig, sofern sie 
größer als 0,50 X 0,70 m sind. Die schriftlichen Anträge sind durch 
die verfügungsberechtigte Person oder in ihrem Auftrag zu stellen, 
wobei bei Antragstellung das Bestehen des Nutzungsrechtes 
nachzuweisen ist. Hat die Gemeinde Havixbeck nicht innerhalb 
einer Frist von 3 Monaten über den vollständig vorliegenden Antrag 
entschieden, gilt die Zustimmung als erteilt. 
(2) Den Anträgen sind beizufügen: 
a) Der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht im Maßstab 
1 : 10 unter Angabe des Materials, seiner Bearbeitung, der 
Anordnung der Schrift, der Ornamente und der Symbole sowie der 
Fundamentierung. b) Zeichnungen der Schrift im Maßstab 1 : 10, 
der Ornamente und der Symbole im Maßstab 1 : 5 unter Angabe 
des Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der 
Anordnung. Ausführungszeichnungen sind im Maßstab 1 : 1 
einzureichen, soweit es zum Verständnis erforderlich ist. In 
besonderen Fällen kann die Vorlage eines Modells im Maßstab 1 : 
10 oder das Aufstellen einer Attrappe in natürlicher Größe auf der 
Grabstätte verlangt werden. 
(3) Die Errichtung und jede Veränderung aller sonstigen baulichen 
Anlagen bedürfen ebenfalls der vorherigen schriftlichen 
Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die Absätze 1 und 2 gelten 
entsprechend. 
(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige 
bauliche Anlage nicht binnen eines Jahres nach der Zustimmung 
errichtet worden ist. 

Überschrift um „für Grabmale“ ergänzt. 
Abs. 1: Die nachträgliche Ergänzung von Namen und Daten ist 
künftig zustimmungsfrei; bei Antragstellung ist das Bestehen des 
Nutzungsrechts nachzuweisen. Die Antragstellung durch einen 
zugelassenen Grabmalhersteller ist nicht mehr ausdrücklich 
vorgesehen. 
Die Regelungen zur einheitlichen Stelle und § 42a Abs. 2 bis 4 
VwVfG NRW entfallen; die Genehmigungsfiktion bleibt erhalten 
und knüpft künftig an den vollständig vorliegenden Antrag an. 
Abs. 2: Unterlagen nur noch einfach statt zweifach vorzulegen. 
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Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die Absätze 1 und 2 gelten 
entsprechend. 
(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige 
bauliche Anlage nicht binnen eines Jahres nach der Zustimmung 
errichtet worden ist. 
(5) Die nicht zustimmungspflichtigen provisorischen Grabmale sind 
nur als naturlasierte Holztafeln oder Holzkreuze zulässig und dürfen 
nicht länger als 2 Jahre nach der Beisetzung verwendet werden. Bei 
Überschreitung der genannten Frist wird die Friedhofsverwaltung 
die erforderlichen Maßnahmen ergreifen. 

(5) Die nicht zustimmungspflichtigen provisorischen Grabmale sind 
nur als naturlasierte Holztafeln oder Holzkreuze zulässig und dürfen 
nicht länger als 2 Jahre nach der Beisetzung verwendet werden. Bei 
Überschreitung der genannten Frist wird die Friedhofsverwaltung 
die erforderlichen Maßnahmen ergreifen. 

§ 23 § 23  Anlieferung 
(1) Bei der Anlieferung von Grabmalen oder sonstigen baulichen 
Anlagen ist der Friedhofsverwaltung der genehmigte 
Aufstellungsantrag vorzulegen. 
(2) Die Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen sind so zu liefern, 
dass sie am Friedhofseingang von der Friedhofsverwaltung 
überprüft werden können; Einzelheiten hierzu kann die 
Friedhofsverwaltung bestimmen. Die Grabmale müssen mit dem 
genehmigten Aufstellungsantrag übereinstimmen. Grabmale, die 
hiervon abweichen, dürfen nicht aufgestellt werden. Verbotswidrig 
aufgestellte Grabmale werden nach Fristsetzung von der 
Friedhofsverwaltung auf Kosten des Veranlassers entfernt. 

§ 23  Anlieferung 
(1) Bei der Anlieferung von Grabmalen oder sonstigen baulichen 
Anlagen ist der Friedhofsverwaltung der genehmigte 
Aufstellungsantrag vorzulegen. 
(2) Die Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen sind so zu liefern, 
dass sie am Friedhofseingang von der Friedhofsverwaltung 
überprüft werden können; Einzelheiten hierzu kann die 
Friedhofsverwaltung bestimmen. Die Grabmale müssen mit dem 
genehmigten Aufstellungsantrag übereinstimmen. Grabmale, die 
hiervon abweichen, dürfen nicht aufgestellt werden. Verbotswidrig 
aufgestellte Grabmale werden nach Fristsetzung von der 
Friedhofsverwaltung auf Kosten des Veranlassers entfernt. 

Unverändert. 

§ 24 § 24  Fundamentierung und Befestigung 
(1) Zum Schutz der Allgemeinheit und des Nutzungsberechtigen sind 
die Grabmale nach den allgemein anerkannten Regeln des 
Handwerks (Richtlinien für das Fundamentieren und Versetzen von 
Grabdenkmälern und Einfassungen für Grabstätten des 
Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- und 
Holzbildhauerhandwerks, in der jeweils gültigen Fassung) so zu 
fundamentieren und zu befestigen, dass sie dauernd standsicher 
sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen 
oder sich senken können. Dies gilt für sonstige bauliche Anlagen 
entsprechend. 
(2) Die Art der Fundamentierung und der Befestigung, insbesondere 
die Größe und Stärke der Fundamente, bestimmt die 
Friedhofsverwaltung gleichzeitig mit der Zustimmung nach § 22. Die 
Friedhofsverwaltung kann überprüfen, ob die vorgeschriebene 
Fundamentierung durchgeführt worden ist. 

§ 24  Fundamentierung und Befestigung 
(1) Zum Schutz der Allgemeinheit und der Nutzungsberechtigen sind 
die Grabmale nach den allgemein anerkannten Regeln des 
Handwerks (Richtlinie des Bundesverbandes des Deutschen 
Steinmetz-, Stein-, und Holzbildhauerhandwerks für das 
Fundamentieren und Versetzen von Grabmälern in der jeweils 
geltenden Fassung) so zu fundamentieren und zu befestigen, dass 
sie dauernd standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter 
Gräber nicht umstürzen oder sich senken können. Dies gilt für 
sonstige bauliche Anlagen entsprechend. 
(2) Die Art der Fundamentierung und der Befestigung, insbesondere 
die Größe und Stärke der Fundamente, bestimmt die 
Friedhofsverwaltung gleichzeitig mit der Zustimmung nach § 22. Die 
Friedhofsverwaltung kann überprüfen, ob die vorgeschriebene 
Fundamentierung durchgeführt worden ist. 
(3) Die Steinstärke muss die Standfestigkeit der Grabmale 
gewährleisten. Die Mindeststärke der Grabmale bestimmt sich nach 
den §§ 21. 

Abs. 1: Aktualisierung der Verweisung auf die Richtlinie des 
Bundesverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- und 
Holzbildhauerhandwerks für das Fundamentieren und Versetzen 
von Grabmälern. Redaktionell. 
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(3) Die Steinstärke muss die Standfestigkeit der Grabmale 
gewährleisten. Die Mindeststärke der Grabmale bestimmt sich nach 
den §§ 21. 

§ 25 § 25  Unterhaltung 
(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd 
in würdigem und verkehrssicherem Zustand zu halten. 
Verantwortlich ist insoweit bei 
Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten und bei 
Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten der jeweilige 
Nutzungsberechtigte. 
(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen 
baulichen Anlagen oder Teilen davon gefährdet, sind die für die 
Unterhaltung Verantwortlichen verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu 
schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann die Friedhofsverwaltung auf 
Kosten des Verantwortlichen Sicherungsmaßnahmen (z.B. 
Umlegung von Grabmalen, Absperrungen) treffen. Wird der 
ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der 
Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer festzusetzenden 
angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung 
berechtigt, das Grabmal oder Teile davon auf Kosten des 
Verantwortlichen zu entfernen. Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, 
diese Gegenstände aufzubewahren. Ist der Verantwortliche nicht 
bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, 
genügen als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und 
ein Hinweisschild auf der Grabstätte, das für die Dauer von einem 
Monat aufgestellt wird. 
(3) Die Verantwortlichen sind für jeden Schaden verantwortlich, der 
durch das Umstürzen von Grabmalen oder sonstigen baulichen 
Anlagen verursacht wird; die Haftung der Gemeinde bleibt 
unberührt; die Verantwortlichen haften der Gemeinde im 
Innenverhältnis, soweit die Gemeinde nicht grobe Fahrlässigkeit 
oder Vorsatz trifft. 

§ 25  Unterhaltung 
(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd 
in würdigem und verkehrssicherem Zustand zu halten. 
Verantwortlich ist insoweit bei 
Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten und bei 
Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten der jeweilige 
Nutzungsberechtigte. 
(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen 
baulichen Anlagen oder Teilen davon gefährdet, sind die für die 
Unterhaltung Verantwortlichen verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu 
schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann die Friedhofsverwaltung auf 
Kosten des Verantwortlichen Sicherungsmaßnahmen (z.B. 
Umlegung von Grabmalen, Absperrungen) treffen. Wird der 
ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der 
Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer festzusetzenden 
angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung 
berechtigt, das Grabmal oder Teile davon auf Kosten des 
Verantwortlichen zu entfernen. Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, 
diese Gegenstände aufzubewahren. Ist der/die Verantwortliche 
nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, 
genügen als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und 
ein Hinweisschild auf der Grabstätte, das für die Dauer von einem 
Monat aufgestellt wird. 
(3) Die Verantwortlichen sind für jeden Schaden verantwortlich, der 
durch das Umstürzen von Grabmalen oder sonstigen baulichen 
Anlagen verursacht wird; die Haftung der Gemeinde bleibt 
unberührt; die Verantwortlichen haften der Gemeinde im 
Innenverhältnis, soweit die Gemeinde nicht grobe Fahrlässigkeit 
oder Vorsatz trifft. 

Unverändert. 

§ 26 § 26  Entfernung 
(1) Vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nutzungszeit dürfen Grabmale 
nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung entfernt werden. 
(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bei 
Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten oder nach Ablauf der 
Nutzungszeit bei Wahlgrabstätten/ Urnenwahlgrabstätten oder 
nach der Entziehung von Grabstätten und Nutzungsrechten sind die 
Grabmale und sonstige bauliche Anlagen zu entfernen. Geschieht 

§ 26  Entfernung 
(1) Vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nutzungszeit dürfen Grabmale 
nur nach vorheriger Anzeige bei der Friedhofsverwaltung entfernt 
werden. 
(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bei 
Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten oder nach Ablauf der 
Nutzungszeit bei Wahlgrabstätten/ Urnenwahlgrabstätten oder 
nach der Entziehung von Grabstätten und Nutzungsrechten sind die 
Grabmale und sonstige bauliche Anlagen zu entfernen. Geschieht 

Abs. 1: Die Entfernung von Grabmalen vor Ablauf der Ruhe- oder 
Nutzungszeit ist künftig nur noch anzeige-, nicht mehr 
zustimmungspflichtig. 
Folgeänderung: § 36 Abs. 1 lit. g stellt weiterhin auf eine 
fehlende Zustimmung nach § 26 Abs. 1 ab und ist anzupassen. 
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dies nicht binnen drei Monaten, so ist die Friedhofsverwaltung 
berechtigt, die Grabstätte abräumen zu lassen. Die 
Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, das Grabmal oder 
sonstige bauliche Anlagen zu verwahren. Grabmal oder sonstige 
bauliche Anlagen gehen entschädigungslos in das Eigentum der 
Gemeinde über, wenn dies bei Erwerb des Nutzungsrechts oder bei 
Genehmigung für die Errichtung des Grabmals oder sonstiger 
baulicher Anlagen schriftlich vereinbart wurde. Sofern 
Wahlgrabstätten von der Friedhofsverwaltung abgeräumt werden, 
hat der jeweilige Nutzungsberechtigte die Kosten zu tragen. 
(3) Die Friedhofsverwaltung ist berechtigt, ohne ihre Zustimmung 
aufgestellte Grabmale einen Monat nach Benachrichtigung des 
Nutzungsberechtigten auf dessen Kosten entfernen zu lassen. 

dies nicht binnen drei Monaten, so ist die Friedhofsverwaltung 
berechtigt, die Grabstätte abräumen zu lassen. Die 
Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, das Grabmal oder 
sonstige bauliche Anlagen zu verwahren. Grabmal oder sonstige 
bauliche Anlagen gehen entschädigungslos in das Eigentum der 
Gemeinde über, wenn dies bei Erwerb des Nutzungsrechts oder bei 
Genehmigung für die Errichtung des Grabmals oder sonstiger 
baulicher Anlagen schriftlich vereinbart wurde. Sofern 
Wahlgrabstätten von der Friedhofsverwaltung abgeräumt werden, 
hat der jeweilige Nutzungsberechtigte die Kosten zu tragen. 
(3) Die Friedhofsverwaltung ist berechtigt, ohne ihre Zustimmung 
aufgestellte Grabmale einen Monat nach Benachrichtigung des 
Nutzungsberechtigten auf dessen Kosten entfernen zu lassen. 

§ 27 § 27  Herrichtung und Unterhaltung 
(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften des § 19 
hergerichtet und dauernd in Stand gehalten werden. Dies gilt 
entsprechend für den Grabschmuck. Verwelkte Blumen und Kränze 
sind unverzüglich von den Grabstätten zu entfernen. Die Entsorgung 
der Abfälle erfolgt getrennt nach pflanzlichen und nichtpflanzlichen 
Friedhofsabfällen. Die Friedhofsverwaltung hat hierfür getrennte 
Behälter an geeigneter Stelle aufgestellt. 
(2) Die Gestaltung der Gräber ist dem Gesamtcharakter des 
Friedhofes, dem besonderen Charakter des Friedhofsteiles und der 
unmittelbaren Umgebung anzupassen. Die Grabstätten dürfen nur 
mit Pflanzen bepflanzt werden, die andere Grabstätten und die 
öffentlichen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen. 
(3) Für die Herrichtung und die Instandhaltung ist bei 
Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten und bei 
Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten der Nutzungsberechtigte 
verantwortlich. Die Verpflichtung erlischt mit dem Ablauf der 
Ruhezeit oder des Nutzungsrechts. Die Friedhofsverwaltung kann 
verlangen, dass der Nutzungsberechtigte nach Ende der 
Nutzungszeit oder Ruhezeit die Grabstätte abräumt. 
(4) Die Herrichtung und jede wesentliche Änderung bedarf der 
vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die 
Anträge sind durch den Verfügungsberechtigten zu stellen. Soweit 
es zum Verständnis erforderlich ist, kann die Friedhofsverwaltung 
die Vorlage einer Zeichnung im Maßstab 1 : 20 mit den 
erforderlichen Einzelangaben verlangen. 
(5) Die für die Grabstätten Verantwortlichen können die 
Grabstätten selbst anlegen und pflegen oder damit einen 
zugelassenen Friedhofsgärtner beauftragen. 

§ 27  Verfahren bei der Herrichtung und Unterhaltung aller 
Grabbeete 
(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften des § 19 
hergerichtet und dauernd in Stand gehalten werden. Dies gilt 
entsprechend für den Grabschmuck. Verwelkte Blumen und Kränze 
sind unverzüglich von den Grabstätten zu entfernen. Die Entsorgung 
der Abfälle erfolgt getrennt nach pflanzlichen und nichtpflanzlichen 
Friedhofsabfällen. Die Friedhofsverwaltung hat hierfür getrennte 
Behälter an geeigneter Stelle aufgestellt. 
(2) Die Gestaltung der Gräber ist dem Gesamtcharakter des 
Friedhofes, dem besonderen Charakter des Friedhofsteiles und der 
unmittelbaren Umgebung anzupassen. Die Grabstätten dürfen nur 
mit Pflanzen bepflanzt werden, die andere Grabstätten und die 
öffentlichen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen. 
(3) Für die Herrichtung und die Instandhaltung ist bei 
Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten und bei 
Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten ist der/die 
Nutzungsberechtigte verantwortlich. Die Verpflichtung erlischt mit 
dem Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts. Die 
Friedhofsverwaltung kann verlangen, dass der Nutzungsberechtigte 
nach Ende der Nutzungszeit oder Ruhezeit die Grabstätte abräumt. 
(4) Die für die Grabstätten Verantwortlichen können die 
Grabstätten selbst anlegen und pflegen oder damit einen 
fachkundigen Dritten beauftragen. 
(6) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der 
gärtnerischen Anlagen außerhalb der Grabstätten obliegt 
ausschließlich der Friedhofsverwaltung. 

Überschrift neu gefasst; Abschnittsüberschrift künftig 
„Herrichtung und Pflege der Grabbeete“. 
Der bisherige Abs. 4 (Zustimmungserfordernis für Herrichtung 
und wesentliche Änderung nebst Zeichnung 1 : 20) entfällt 
ersatzlos. 
Der bisherige Abs. 6 (Herrichtung binnen sechs Monaten) 
entfällt; die Frist ergibt sich künftig aus § 19 Abs. 3. 
Abs. 4 n. F.: Beauftragung „fachkundiger Dritter“ statt 
zugelassener Friedhofsgärtner – Folge der Neufassung des § 6. 
Abs. 7 n. F.: Verbot von Torf und torfartigen Produkten ergänzt. 
Die bisherigen Abs. 9 und 10 sind nach § 19 Abs. 8 und 5 
verlagert. 
Redaktionell: Die Absatzfolge ist lückenhaft (auf Abs. 4 folgt Abs. 
6, auf Abs. 7 folgt Abs. 10). 
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(6) Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten müssen innerhalb 
von 6 Monaten nach der Bestattung, 
Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten innerhalb von 6 Monaten 
nach dem Erwerb des Nutzungsrechtes hergerichtet werden. 
(7) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der 
gärtnerischen Anlagen außerhalb der Grabstätten obliegt 
ausschließlich der Friedhofsverwaltung. 
(8) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und 
Unkrautbekämpfungsmitteln bei der Grabpflege ist nicht gestattet. 
(9) Rechteckige Trittplatten, die der Abgrenzung oder der 
Andeutung einer Abgrenzung zwischen den Grabstätten dienen, 
oder andere Andeutungen von Abgrenzungen werden von der 
Friedhofsverwaltung verlegt. Eine Einfassung der Grabstätte aus 
Stein, Holz oder Metall ist nicht gestattet. 
(10) Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstoffe dürfen 
in sämtlichen Produkten der Trauerfloristik, insbesondere in 
Kränzen, Trauergebinden, Trauergestecken, im Grabschmuck und 
bei Grabeinfassungen sowie bei Pflanzenzuchtbehältern, die an der 
Pflanze verbleiben, nicht verwendet werden. Ausgenommen sind 
Grabvasen, Markierungszeichen, Gießkannen und anderes 
Kleinzubehör. Solche Gegenstände sind nach Ende des Gebrauchs 
vom Friedhof zu entfernen oder in den zur Abfalltrennung 
vorgesehenen Behältnissen abzulegen. 
(11) Die Regelungen des § 19 a der Satzung bleiben von diesen 
Bestimmungen unberührt.  bs  n 

(7) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und 
Unkrautbekämpfungsmitteln sowie Torf oder torfartigen Produkten 
bei der Grabpflege ist nicht gestattet. 
(10) Die Regelungen des § 19 a der Satzung bleiben von diesen 
Bestimmungen unberührt. 

§ 28 § 28  Grabfelder ohne besondere Gestaltungsvorschriften 
In Grabfeldern ohne besondere Gestaltungsvorschriften unterliegt 
die gärtnerische Herrichtung und Unterhaltung der Grabstätten 
unbeschadet der Bestimmungen der §§ 19 und 27 keinen 
zusätzlichen Anforderungen. 

§ 28  Grabfelder ohne besondere Gestaltungsvorschriften 
In Grabfeldern ohne besondere Gestaltungsvorschriften unterliegt 
die gärtnerische Herrichtung und Unterhaltung der Grabstätten 
unbeschadet der Bestimmungen der §§ 19 und 27 keinen 
zusätzlichen Anforderungen. 

Unverändert. 

§ 29 § 29  Grabfelder mit besonderen Gestaltungsvorschriften 
(1) Der Friedhof fordert als Kulturstätte von der Grabgestaltung eine 
ruhige und würdige Anlage, die sich in die Friedhofsgemeinschaft 
einfügt. 
(2) Eine geschlossene Bodendecke aus bodenbedeckenden 
Gehölzen oder Stauden auf den Grabstätten strahlt Ruhe und 
Geborgenheit aus. Wenigstens 4/5 der Grabstättenfläche müssen 
mit bodenbedeckenden Pflanzen bepflanzt werden, deren Höhe 
über Erdoberfläche 40 cm nicht übersteigen darf. Die Grabstätten 
dürfen nur flach (ohne Hügel) angelegt werden. 

§ 29  Grabfelder mit besonderen Gestaltungsvorschriften 
(1) Der Friedhof fordert als Kulturstätte von der Grabgestaltung eine 
ruhige und würdige Anlage, die sich in die Friedhofsgemeinschaft 
einfügt. 
(2) Eine geschlossene Bodendecke aus bodenbedeckenden 
Gehölzen oder Stauden auf den Grabstätten strahlt Ruhe und 
Geborgenheit aus. Wenigstens 4/5 der Grabstättenfläche müssen 
mit bodenbedeckenden Pflanzen bepflanzt werden, deren Höhe 
über Erdoberfläche 40 cm nicht übersteigen darf. Die Grabstätten 
dürfen nur flach (ohne Hügel) angelegt werden. 

Die bisherigen Abs. 8 bis 10 (Plattenverlegung, Belegung mit Kies, 
Pappe, Torf und anderen Materialien, Einfassungsverbot) 
entfallen; sie sind nur teilweise in § 19 Abs. 4 und 8 aufgegangen. 
Prüfhinweis: Für Grabfelder mit besonderen 
Gestaltungsvorschriften besteht danach kein ausdrückliches 
Verbot der Kiesbelegung mehr; ob dies gewollt ist, sollte 
klargestellt werden. 
Redaktionell: Der Schlussabsatz ist weiterhin als „(11)“ 
bezeichnet. 
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(3) 10 - 15 % der Fläche sind der jahreszeitlichen 
Wechselbepflanzung vorzubehalten. Diese Fläche darf nicht im 
vorderen Drittel der Grabstätte liegen. 
(4) Durch die sparsame Anwendung einiger schwachwachsender 
Gehölze werden die Grabstätten mit der Hinterpflanzung verzahnt. 
Bei Grabstätten ohne Hinterpflanzung können sie der Untermalung 
und Einbindung des Grabmals dienen. Es dürfen keine 
starkwachsenden Gehölze gepflanzt werden. Säulenartige Gehölze 
dürfen nicht angepflanzt werden, auch darf das Grabmal nicht von 
zwei gleichen Pflanzen eingerahmt werden. Die 
Friedhofsverwaltung hält eine Liste geeigneter Gehölze und Stauden 
bereit. 
(5) Pro Grabstätte kann eine Pflanzenschale als Gestaltungselement 
aus Ton, Keramik oder farbigem Beton oder dergleichen aufgestellt 
werden. Sie kann je nach Größe oder Grabstätte 30 bis 80 cm 
Durchmesser haben. Die Höhe darf je nach Größe 15 - 30 cm 
betragen. 
(6) Je Grabstätte darf eine Grablampe aufgestellt werden. Sie darf 
nicht höher als 30 cm sein (einschl. Sockel). Der Sockel muss aus 
Naturstein sein und soll möglichst tief im Boden eingelassen 
werden. Lampensockel und Lampe dürfen keine Beschriftung 
tragen. 
(7) Schnittblumen dürfen nur in Grabvasen, die im Boden zu 
versenken sind, aufgestellt werden. Zusätzlicher Grabschmuck aus 
nicht verrottbarem Material darf nicht verwandt werden. 
(8) Platten dürfen auf den Grabstätten nicht verlegt werden. Die 
Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen. 
(9) Die Grabstätten dürfen nicht mit Kies, Pappe, Torf und anderen 
Materialien belegt werden. 
(10) Eine Einfassung der Grabstätten aus Holz, Blech, Stein oder 
dergleichen, auch aus Pflanzen, ist nicht gestattet. 
(11) Stellt die Friedhofsverwaltung für einzelne Grabfelder oder 
besondere Lagen Bepflanzungspläne auf, so sind diese verbindlich. 

(3) 10 - 15 % der Fläche sind der jahreszeitlichen 
Wechselbepflanzung vorzubehalten. Diese Fläche darf nicht im 
vorderen Drittel der Grabstätte liegen. 
(4) Durch die sparsame Anwendung einiger schwachwachsender 
Gehölze werden die Grabstätten mit der Hinterpflanzung verzahnt. 
Bei Grabstätten ohne Hinterpflanzung können sie der Untermalung 
und Einbindung des Grabmals dienen. Es dürfen keine 
starkwachsenden Gehölze gepflanzt werden. Säulenartige Gehölze 
dürfen nicht angepflanzt werden, auch darf das Grabmal nicht von 
zwei gleichen Pflanzen eingerahmt werden. Die 
Friedhofsverwaltung hält eine Liste geeigneter Gehölze und Stauden 
bereit. 
(5) Pro Grabstätte kann eine Pflanzenschale als Gestaltungselement 
aus Ton, Keramik oder farbigem Beton oder dergleichen aufgestellt 
werden. Sie kann je nach Größe oder Grabstätte 30 bis 80 cm 
Durchmesser haben. Die Höhe darf je nach Größe 15 - 30 cm 
betragen. 
(6) Je Grabstätte darf eine Grablampe aufgestellt werden. Sie darf 
nicht höher als 30 cm sein (einschl. Sockel). Der Sockel muss aus 
Naturstein sein und soll möglichst tief im Boden eingelassen 
werden. Lampensockel und Lampe dürfen keine Beschriftung 
tragen. 
(7) Schnittblumen dürfen nur in Grabvasen, die im Boden zu 
versenken sind, aufgestellt werden. Zusätzlicher Grabschmuck aus 
nicht verrottbarem Material darf nicht verwandt werden. 
(11) Stellt die Friedhofsverwaltung für einzelne Grabfelder oder 
besondere Lagen Bepflanzungspläne auf, so sind diese verbindlich. 

§ 30 § 30  Vernachlässigung der Grabpflege 
(1) Wird eine Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstätte oder 
Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte nicht ordnungsgemäß 
hergerichtet oder gepflegt, hat der Verantwortliche (§ 27 Abs. 3) 
nach schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung die 
Grabstätte innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu 
bringen. Kommt der Nutzungsberechtigte seiner Verpflichtung nicht 
nach, kann die Friedhofsverwaltung in diesem Fall die Grabstätte 

§ 30  Vernachlässigung der Grabpflege 
(1) Wird eine Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstätte oder 
Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte nicht ordnungsgemäß 
hergerichtet oder gepflegt, hat der/die Verantwortliche (§ 27 Abs. 
3) nach schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung die 
Grabstätte innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu 
bringen. Kommt der/die Nutzungsberechtigte seiner/ihrer 
Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung in diesem 

Unverändert. 
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auf seine Kosten in Ordnung bringen oder bringen lassen. Die 
Friedhofsverwaltung kann auch das Nutzungsrecht ohne 
Entschädigung entziehen, soweit sie den Verantwortlichen 
schriftlich unter Fristsetzung hierauf hingewiesen hat. In dem 
Entziehungsbescheid wird der Nutzungsberechtigte aufgefordert, 
das Grabmal und die sonstigen baulichen Anlagen innerhalb von 
drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Entziehungsbescheides zu 
entfernen. 
(2) Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne 
besonderen Aufwand zu ermitteln, wird durch eine öffentliche 
Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege 
hingewiesen. Außerdem wird der unbekannte Verantwortliche 
durch ein Hinweisschild auf der Grabstätte aufgefordert, sich mit 
der Friedhofsverwaltung in Verbindung zu setzen. Bleibt die 
Aufforderung oder der Hinweis drei Monate unbeachtet, kann die 
Friedhofsverwaltung a) die Grabstätte abräumen, einebnen und 
einsähen und b) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen beseitigen 
lassen. 
(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz 1 
entsprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt oder ist der 
Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne besonderen 
Aufwand zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung den 
Grabschmuck entfernen. 

Fall die Grabstätte auf seine/ihre Kosten in Ordnung bringen oder 
bringen lassen. Die Friedhofsverwaltung kann auch das 
Nutzungsrecht ohne Entschädigung entziehen, soweit sie den 
Verantwortlichen schriftlich unter Fristsetzung hierauf hingewiesen 
hat. In dem Entziehungsbescheid wird der Nutzungsberechtigte 
aufgefordert, das Grabmal und die sonstigen baulichen Anlagen 
innerhalb von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des 
Entziehungsbescheides zu entfernen. 
(2) Ist der/die Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne 
besonderen Aufwand zu ermitteln, wird durch eine öffentliche 
Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege 
hingewiesen. Außerdem wird der unbekannte Verantwortliche 
durch ein Hinweisschild auf der Grabstätte aufgefordert, sich mit 
der Friedhofsverwaltung in Verbindung zu setzen. Bleibt die 
Aufforderung oder der Hinweis drei Monate unbeachtet, kann die 
Friedhofsverwaltung a) die Grabstätte abräumen, einebnen und 
einsähen und b) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen beseitigen 
lassen. 
(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz 1 
entsprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt oder ist der/die 
Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne besonderen 
Aufwand zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung den 
Grabschmuck entfernen. 

§ 31 § 31  Benutzung der Leichenhalle 
(1) Die Leichenhallen dienen der Aufnahme der Leichen bis zur 
Bestattung. Sie dürfen nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung 
betreten werden. 
(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen Bedenken 
bestehen, können die Angehörigen die Verstorbenen während der 
festgesetzten Zeiten sehen. Die Särge sind spätestens eine halbe 
Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder Beisetzung endgültig zu 
schließen. § 32 Abs. 2 bleibt unberührt. 
(3) Die Särge der an meldepflichtigen übertragbaren Krankheiten 
Verstorbenen sollen in einem besonderen Raum der Leichenhalle 
aufgestellt werden. Der Zutritt zu diesen Räumen und die 
Besichtigung der Leichen bedürfen zusätzlich der vorherigen 
Zustimmung des Amtsarztes. 

§ 31  Benutzung der Leichenhalle/Abschiedsräume 
(1) Die Leichenhallen dienen der Aufnahme der Leichen bis zur 
Bestattung. Sie dürfen nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung 
betreten werden. 
(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen Bedenken 
bestehen, können die Angehörigen die Verstorbenen während der 
festgesetzten Zeiten sehen. Die Särge sind spätestens eine halbe 
Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder Beisetzung endgültig zu 
schließen. § 32 Abs. 2 bleibt unberührt. 
(3) Die Särge der an meldepflichtigen übertragbaren Krankheiten 
Verstorbenen sollen in einem besonderen Raum der Leichenhalle 
aufgestellt werden. Der Zutritt zu diesen Räumen und die 
Besichtigung der Leichen bedürfen zusätzlich der vorherigen 
Zustimmung des Amtsarztes/der Amtsärztin. 

Überschrift um „Abschiedsräume“ erweitert; im Text werden die 
Abschiedsräume nicht weiter geregelt. 

§ 32 § 32  Trauerfeier 
(1) Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten Raum 
(Friedhofskapelle), am Grab oder an einer anderen im Freien 
vorgesehenen Stelle abgehalten werden. 

§ 32  Trauerfeier 
(1) Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten Raum 
(Friedhofskapelle), am Grab oder an einer anderen im Freien 
vorgesehenen Stelle abgehalten werden. 

Abs. 4 neu: Totengedenkfeiern und sonstige Veranstaltungen 
bedürfen einer vorherigen Genehmigung, die sieben Tage vorher 
zu beantragen ist. 
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(2) Auf Antrag der Hinterbliebenen kann die örtliche 
Ordnungsbehörde gestatten, dass während der Trauerfeier der Sarg 
geöffnet wird. Der Antrag kann nicht genehmigt werden, wenn der 
oder die Verstorbene an einer ansteckenden übertragbaren 
Krankheit nach dem Infektionsschutzgesetz gelitten, die 
Leichenverwesung bereits begonnen hat oder die Ausstellung der 
Leiche der Totenwürde oder dem Pietätsempfinden der an der 
Trauerfeier Teilnehmenden widersprechen würde. 
(3) Die Benutzung der Friedhofskapelle kann untersagt werden, 
wenn der Verstorbene an einer meldepflichtigen übertragbaren 
Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen des Zustandes der 
Leiche bestehen. 
(4) Jede Musik- und jede Gesangsdarbietung auf dem Friedhof 
bedarf der vorherigen Anmeldung bei der Friedhofsverwaltung. Die 
Auswahl der Musiker und der Darbietung muss gewährleisten, dass 
ein würdiger Rahmen gewahrt bleibt. 

(2) Auf Antrag der Hinterbliebenen kann die örtliche 
Ordnungsbehörde gestatten, dass während der Trauerfeier der Sarg 
geöffnet wird. Der Antrag kann nicht genehmigt werden, wenn der 
oder die Verstorbene an einer ansteckenden übertragbaren 
Krankheit nach dem Infektionsschutzgesetz gelitten, die 
Leichenverwesung bereits begonnen hat oder die Ausstellung der 
Leiche der Totenwürde oder dem Pietätsempfinden der an der 
Trauerfeier Teilnehmenden widersprechen würde. 
(3) Die Benutzung der Friedhofskapelle kann untersagt werden, 
wenn der Verstorbene an einer meldepflichtigen übertragbaren 
Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen des Zustandes der 
Leiche bestehen. 
(4) Totengedenkfeiern und andere nicht im Zusammenhang mit 
einer Bestattung stehende Veranstaltungen bedürfen einer 
vorherigen Genehmigung, die 7 Tage vorher bei der 
Friedhofsverwaltung zu beantragen ist. 
(5) Jede Musik- und jede Gesangsdarbietung auf dem Friedhof 
bedarf der vorherigen Anmeldung bei der Friedhofsverwaltung. Die 
Auswahl der Musiker und der Darbietung muss gewährleisten, dass 
ein würdiger Rahmen gewahrt bleibt. 

Prüfhinweis: Doppelregelung zu § 5 Abs. 4 n. F. (Zustimmung, 
Anmeldung vier Tage vorher). Die abweichenden Fristen und 
Rechtsbegriffe sind zu vereinheitlichen. 

§ 33 § 33  Alte Rechte 
(1) Bei Grabstätten, über welche die Friedhofsverwaltung bei 
Inkrafttreten dieser Satzung bereits verfügt hat, richten sich die 
Nutzungszeit und die Gestaltung nach den bisherigen Vorschriften. 
(2) Die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstandenen 
Nutzungsrechte von unbegrenzter oder unbestimmter Dauer 
werden auf zwei Nutzungszeiten nach § 14 Abs. 1 oder § 15 Abs. 3 
dieser Satzung seit Erwerb begrenzt. Sie enden jedoch nicht vor 
Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Satzung und der 
Ruhezeit der zuletzt beigesetzten Leiche oder Asche. 

§ 33  Alte Rechte 
(1) Bei Grabstätten, über welche die Friedhofsverwaltung bei 
Inkrafttreten dieser Satzung bereits verfügt hat, richten sich die 
Nutzungszeit und die Gestaltung nach den bisherigen Vorschriften. 
(2) Die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstandenen 
Nutzungsrechte von unbegrenzter oder unbestimmter Dauer 
werden auf zwei Nutzungszeiten nach § 14 Abs. 1 oder § 15 Abs. 3 
dieser Satzung seit Erwerb begrenzt. Sie enden jedoch nicht vor 
Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Satzung und der 
Ruhezeit der zuletzt beigesetzten Leiche oder Asche. 

Unverändert. Abschnittsbezeichnung von IX. auf VIII. berichtigt. 

§ 34 § 34  Haftung 
Die Gemeinde haftet nicht für Schäden, die durch nicht 
satzungsgemäße Benutzung des Friedhofes, seiner Anlagen oder 
Einrichtungen, durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. 
Ihr obliegen keine besonderen Obhuts- und 
Überwachungspflichten. Im Übrigen haftet die Gemeinde nur bei 
Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Vorschriften über 
Amtshaftung bleiben unberührt. 

§ 34  Haftung 
Die Gemeinde haftet nicht für Schäden, die durch nicht 
satzungsgemäße Benutzung des Friedhofes, seiner Anlagen oder 
Einrichtungen, durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. 
Ihr obliegen keine besonderen Obhuts- und 
Überwachungspflichten. Im Übrigen haftet die Gemeinde nur bei 
Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Vorschriften über 
Amtshaftung bleiben unberührt. 

Unverändert. 

§ 35 § 35  Gebühren § 35  Gebühren Unverändert. 
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Für die Benutzung des von der Gemeinde verwalteten Friedhofes 
und seiner Einrichtungen sind die Gebühren nach der jeweils 
geltenden Friedhofsgebührensatzung zu entrichten. 

Für die Benutzung des von der Gemeinde verwalteten Friedhofes 
und seiner Einrichtungen sind die Gebühren nach der jeweils 
geltenden Friedhofsgebührensatzung zu entrichten. 

§ 36 § 36  Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer a) sich als Besucher entgegen § 5 
Abs. 1 nicht der Würde des Friedhofes entsprechend verhält oder 
Anordnungen des Friedhofspersonals nicht befolgt, 
b) die Verhaltensregeln des § 5 Abs. 2 missachtet, 
c) entgegen § 5 Abs. 5 Totengedenkfeiern ohne vorherige 
Zustimmung der Friedhofsverwaltung durchführt, 
d) als Gewerbetreibender entgegen § 6 ohne vorherige Zulassung 
tätig wird, außerhalb der festgesetzten Zeiten Arbeiten durchführt 
oder Werkzeuge oder Materialien unzulässig lagert, 
e) eine Bestattung entgegen § 7 Abs. 1 der Friedhofsverwaltung 
nicht anzeigt, 
g) entgegen § 21 a Grabsteine aus Kinderarbeit aufstellt, § 22 Abs. 
(1) und (3) , § 26 Abs. (1) ohne vorherige Zustimmung Grabmale 
oder bauliche Anlagen errichtet, verändert oder entfernt, 
h) Grabmale entgegen § 24 Abs. (1) nicht fachgerecht befestigt und 
fundamentiert oder entgegen § 25 Abs. (1) nicht in 
verkehrssicherem Zustand erhält, 
i) nicht verrottbare Werkstoffe, insbesondere Kunststoffe, entgegen 
§ 27 Abs. (9) verwendet oder so beschaffenes Zubehör oder 
sonstigen Abraum oder Abfall nicht vom Friedhof entfernt oder in 
den bereitgestellten Behältern entsorgt, 
j) Grabstätten entgegen § 30 vernachlässigt. 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 
1.000 Euro geahndet werden. 

§ 36  Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer a) sich als Besucher entgegen § 5 
Abs. 1 nicht der Würde des Friedhofes entsprechend verhält oder 
Anordnungen des Friedhofspersonals nicht befolgt, 
b) die Verhaltensregeln des § 5 Abs. 2 missachtet, 
c) entgegen § 5 Abs. 5 Totengedenkfeiern ohne vorherige 
Zustimmung der Friedhofsverwaltung durchführt, - als 
Gewerbetreibende/r entgegen § 6 ohne vorherige Zulassung tätig 
wird, außerhalb der festgesetzten Zeiten Arbeiten durchführt oder 
Werkzeuge oder Materialien unzulässig lagert, - eine Bestattung 
entgegen § 7 Abs. 1 der Friedhofsverwaltung nicht anzeigt, 
g) entgegen § 21 a Grabsteine aus Kinderarbeit aufstellt, § 22 Abs. 
(1) und (3) , § 26 Abs. (1) ohne vorherige Zustimmung Grabmale 
oder bauliche Anlagen errichtet, verändert oder entfernt, 
h) Grabmale entgegen § 24 Abs. (1) nicht fachgerecht befestigt und 
fundamentiert oder entgegen § 25 Abs. (1) nicht in 
verkehrssicherem Zustand erhält, 
i) nicht verrottbare Werkstoffe, insbesondere Kunststoffe, entgegen 
§ 19 Abs. 5 verwendet oder so beschaffenes Zubehör oder 
sonstigen Abraum oder Abfall nicht vom Friedhof entfernt oder in 
den bereitgestellten Behältern entsorgt, 
j) Grabstätten entgegen § 30 vernachlässigt. 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 
1.000 Euro geahndet werden. 

Lit. i: Verweisung auf § 19 Abs. 5 angepasst (bisher § 27 Abs. 9). 
Redaktionell: Die bisherigen Buchstaben d) und e) sind im 
Entwurf als Spiegelstriche ausgeführt; lit. f) fehlt weiterhin. 
Folgeänderungen: Lit. c) verweist auf § 5 Abs. 5 (künftig Abs. 4), 
lit. g) auf § 21a (künftig § 6a). Die Verweisungen sind zu 
berichtigen. 

§ 37 § 37  Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
Gleichzeitig treten die Friedhofssatzung vom 17.06.1994, zuletzt 
geändert durch Satzung vom 22.05.1997 und alle übrigen 
entgegenstehenden ortsrechtlichen Vorschriften außer Kraft. 

§ 37  Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

Die Aufhebung der bisherigen Friedhofssatzung entfällt. 
Prüfhinweis: Eine Aufhebungsklausel ist zwingend aufzunehmen, 
da die Satzung vom 17.06.1994 in der Fassung der letzten 
Änderung sonst fortgilt. Ferner sind Sitzungsdatum und 
Ausfertigungsvermerk zu ergänzen. 

 


